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Executive Summary

Derzeit erleben wir eine neue Ära der 
Digitalisierung. Technologische Entwick-
lungen wie Cloud Computing, Big Data, 
Hyperkonnektivität und Industrie 4.0 sind 
Wegbereiter der digitalen Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft. Für Un-
ternehmen ergeben sich aus dieser Ent-
wicklung Chancen und Herausforderun-
gen. Denn: Die Digitalisierung verändert 
nicht nur Märkte, Wettbewerb und inter-
ne Abläufe, sondern stellt alles Gewohn-
te generell in Frage. Die neuen technologi-
schen Trends sind somit Ausgangspunkt, 
um neue Produkte, Dienste und Geschäfts-
modelle zu entwickeln und Prozesse um-
zugestalten – kurz: um innovativ zu sein.

Die Innovationspolitik ist gefordert, die-
sen Transformationsprozess zu begleiten, 
indem sie günstige Rahmenbedingungen 
für die Nutzung der Chancen und die Be-
wältigung der Herausforderungen schafft. 
Konkret kann die Politik die digitale Trans-
formation unterstützen über:

Förderung der Digitalisierung 

Einheitliche Regelungen innerhalb der 
EU und Zertifizierungen schaffen Vertrau-
en in die Datensicherheit und den Daten-
schutz – eine Voraussetzung für die Adop
tion und Diffusion neuer Technologien. 
Praxisbeispiele und Testumgebungen, die 
sich insbesondere an Mittelständler rich-
ten, verdeutlichen die Vor- und Nachteile 
der Digitalisierung und können so neue 
Projekte anstoßen. Die Politik hat hierzu 
bereits zahlreiche Initiativen und Modell-
versuche auf den Weg gebracht. 

Durch die zunehmende Verschmelzung 
der Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) mit traditionellen Wirt-
schaftszweigen gewinnen branchenüber-
greifende Kooperationen zunehmend an 
Bedeutung. Für viele Unternehmen führt 
daher kein Weg daran vorbei, mit Unter-
nehmen aus anderen Branchen, insbe-
sondere der IKT-Branche, zusammenzu-
arbeiten. 

Stärkung der Innovationsfähigkeit  
von Unternehmen

Eine verbesserte Innenfinanzierung 
ist für Unternehmen eine wesentliche Vo- 
raussetzung, um die Innovationsfähigkeit 
zu stärken und um mehr und größere In-
novationsprojekte realisieren zu können. 
Eine effektive und zielgenaue Maßnahme 
hierfür ist die steuerliche Förderung von 
Forschung und Entwicklung (FuE). Dabei 
stehen verschiedene Instrumente zur Ver-
fügung, die von einer Mehrheit der EU- und 
OECD-Staaten bereits eingesetzt werden. 
Auf die – insgesamt positiven – Erfahrun-
gen dieser Länder sollte Deutschland zu-
rückgreifen, um mit diesen Maßnahmen 
die FuE- und Innovationsaktivitäten der 
deutschen Wirtschaft in der Breite zu un-
terstützen.

Für innovative Gründungen ist die 
Verfügbarkeit finanzieller Mittel ein ent-
scheidender Faktor, um neue Geschäfts-
ideen umzusetzen und wachsen zu kön-
nen. Dabei fehlt es nicht an Instrumen-
ten zur staatlichen Förderung von Wagnis-
kapitalinvestitionen. Vielmehr sind die-
se Instrumente zu zersplittert. Eine Bün-
delung der verfügbaren Mittel sowie ei-
ne risikoorientierte Strategie wären sinn-
voll, um auch hochriskante, aber im Er-
folgsfall ertragsträchtige Investitionen zu 
ermöglichen. Hierzu sollte beispielswei-
se der Hightech Gründerfonds um ein zu-
sätzliches Segment ergänzt werden, um 
besonders risikoreiche, aber potenziell 
wachstumsstarke Gründungen zu unter-
stützen. Außerdem kann die Einrichtung 
eines europaweiten Börsensegments, an 
dem Wagniskapitalunternehmen ihre Be-
teiligungen an jungen, expandierenden 
Technologieunternehmen veräußern, li-
quide Exitmöglichkeiten schaffen. Damit 
die Ergebnisse der Grundlagenforschung 
bestmöglich in eine wirtschaftliche Ver-
wertung überführt werden, sollten Trans-
feraktivitäten von Forschungseinrichtun-
gen im Rahmen von Evaluierungen und 
Mittelzuweisungen entsprechend gewür-
digt werden. Schließlich kann eine Zuwan-
derungspolitik, die gezielt Zuwanderer an-
spricht, die in Deutschland innovative Un-

ternehmen gründen möchten, die Anzahl 
neu gegründeter innovativer Unternehmen 
zumindest stabilisieren. Die aktuell günsti-
gen wirtschaftlichen Aussichten sind hier-
für ein starker Rückenwind. 

Investitionen in Infrastruktur  
und Bildung

Der Erfolg der digitalen Transformation 
hängt wesentlich von infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen ab. So setzen Digi-
talisierung und Vernetzung leistungsfähi-
ge Kommunikationsnetze voraus. Soll das 
durch die Digitale Agenda gesetzte Ziel er-
reicht werden, 100 Prozent der Haushal-
te mit mindestens 50 Mbit/s bis 2018 zu 
versorgen, so ist dies nur mit dafür bereit-
gestellten Fördermitteln sowie dem vor-
handenen Technologiemix möglich. An-
sonsten wären einzelne Regionen („wei-
ße Gebiete“) nicht profitabel erschließbar. 
Kooperationen zwischen Infrastrukturan-
bietern und öffentlichen Kommunen kön-
nen insbesondere in ländlichen Gebieten 
mit nur einer vorhandenen Infrastruktur 
(„graue Gebiete“) als Modelle zur Risiko-
teilung vielversprechend sein. In kompeti-
tiven, zumeist urbanen Gebieten („schwar-
ze Gebiete“) gibt es hingegen keine Not-
wendigkeit für ordnungspolitische Maß-
nahmen. 

Aus Unternehmensperspektive kann 
E-Government zu mehr Effizienz führen 
und Ressourcen freisetzen, die in die Um-
setzung von Digitalisierungs- oder Inno-
vationsprojekten einfließen können. Ab-
gesehen von dem ohnehin mangelnden 
Umfang an E-Government-Angeboten, soll-
ten Maßnahmen zum einen die Attrakti-
vität angebotener E-Government-Diens-
te verbessern, zum anderen zu deren in-
tensiverer Nutzung beitragen. So könn-
ten beispielsweise Webseiten ansprechen-
der und nutzerfreundlicher gestaltet wer-
den. Um hier Fortschritte zu erzielen, sollte 
das Thema nicht nur auf nationaler Ebene, 
sondern auch auf Länder- und Kommunal- 
ebene ernst genommen werden. Die eu-
ropäische Perspektive und Vereinheit-
lichung von E-Government-Angeboten  
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käme wiederum international agierenden 
Unternehmen zugute. 

Die digitale Transformation ist keine 
rein technologische Angelegenheit. Ihre er-
folgreiche Umsetzung hängt entscheidend 
von der Qualifikation der Beschäftigten ab. 
Um junge Menschen für eine Ausbildung 
oder ein Studium in den MINT-Fächern 
zu begeistern, stellt die Verankerung des 
Fachs Informatik in die schulische Ausbil-
dung eine wichtige Komponente dar. Die-
se sollte durch entsprechende Ausbildung 
des Lehrpersonals sowie durch systema-

tische Einbindung von Praktikern in den 
Schulunterricht begleitet werden. 

Um der Veränderung von Tätigkeiten 
innerhalb von Berufen gerecht zu werden, 
sollten differenziertere Ausbildungs- und 
Studienangebote eine flexible Auswahl an 
Kursen ermöglichen. Dabei sollte berück-
sichtigt werden, dass beispielsweise die 
Kompetenzen im Umgang mit der Aufbe-
reitung, der Analyse und der Interpretati-
on von Daten sowie die Kombination von 
Kompetenzen aus verschiedenen Diszi- 
plinen, wie Informatik und Maschinenbau, 

zunehmend an Bedeutung gewinnen. Zu 
bedenken ist in diesem Zusammenhang 
die Entwicklung neuer Berufe oder neu-
er Tätigkeitsprofile bestehender Berufe. 
Über Investitionen in die Ausbildung von 
Fachkräften hinaus gilt es, die IKT-Kom-
petenzen generell immer weiter zu entwi-
ckeln. Dies kann durch Unterricht und Wei-
terbildung geschehen, indem Wissen zum 
Umgang mit digitalen Medien, zum Schutz 
der Privatsphäre oder zur Selbstdisziplin 
bezüglich der Nutzung mobiler Endgeräte 
und digitaler Inhalte vermittelt wird. 
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1.  Ausgangslage 

Schon lange gelten Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) als 
Querschnittstechnologien (Bresnahan 
und Trajtenberg, 1995). Sie zeichnen sich 
durch eine hohe Innovationsdynamik aus, 
sind in allen Bereichen der Wirtschaft ein-
setzbar und verhelfen dort wiederum den 
Anwenderunternehmen zu Innovationen. 
Während in den 1990er Jahren der Fokus 
auf der Verbreitung der Computertechno-
logie lag, waren die 2000er Jahre durch 
die zunehmende Verbreitung des Internets 
geprägt. Derzeit erleben wir eine neue Ära 
der Digitalisierung. Aufgrund der rasant zu-
nehmenden Rechenleistungen und Spei-
cherkapazitäten sowie der Verfügbarkeit 
und zeitnahen Analysierbarkeit großer Da-
tenmengen mit intelligenten Algorithmen 
sind nun zahlreiche Anwendungen rea-
lisierbar, die lange Zeit als visionär aber 
nicht umsetzbar galten. Als Beispiele sei-
en das fahrerlose Auto oder der mit Men-
schen interagierende Roboter genannt. 
Brynjolfsson und McAfee (2014) sprechen 
vom zweiten Maschinenzeitalter.

Verschiedene technologische Trends 
sind Treiber der Digitalisierung und da-
mit Grundlage neuer Geschäftsmodelle. 
So bietet beispielsweise Cloud Compu-
ting die Möglichkeit, IKT-Infrastruktur flexi-
bel nach Bedarf einzusetzen und entspre-
chend der Nutzung zu bezahlen, seien es 
Rechen- und Speicherkapazität (Infrastruc-
ture as a Service), Software (Software as a 
Service) oder eine Entwicklungsumgebung 
(Platform as a Service).

Big Data als weiterer IKT-Trend ermög-
licht die Auswertung großer Datenmen-
gen („Volume“) aus verschiedenen Quellen 
(„Variety“), möglichst in Echtzeit („Veloci-
ty“) (siehe z.B. Laney, 2001). Damit können 
Arbeits- und Geschäftsprozesse zeitnah ge-
steuert und optimiert werden, die Entschei-
dungsfindung erfolgt datenbasiert.

Ein wesentlicher Treiber der aktuellen 
Digitalisierungsphase ist die Vernetzung 
oder Konnektivität. Dabei verbindet das 
Internet nicht nur Menschen miteinander, 
sondern auch Geräte, Gegenstände und 
Organisationen. Aufgrund der Dimensi-
onen, die dieser Technologietrend ein-
nimmt, wird er auch als Hyperkonnetivi-

tät bezeichnet (siehe z.B. The Economist 
Intelligence Unit, 2015).

Die Vernetzung wiederum ist Grundvo-
raussetzung für Industrie 4.0 oder ‚smart 
production‘, die Digitalisierung und Auto-
matisierung der industriellen Produktion.

Bei der Umsetzung all dieser technolo-
gischen Trends stellen Daten einen zentra-
len Produktionsfaktor dar. Die Sicherheit 
dieser Daten sowie deren Schutz, insbe-
sondere wenn es um personenbezogene 
Daten geht, sind Herausforderungen, für 
die schnellstmöglich Lösungen gefunden 
werden müssen.

Für Unternehmen gilt es nun, die neuen 
technologischen Trends dafür zu nutzen, 
neue Produkte, Dienste und Geschäfts-
modelle zu entwickeln und Produktions-
prozesse neu zu gestalten, sprich Innova-
tionen hervorzubringen. Geeignete poli-
tische Maßnahmen können die Realisie-
rung dieser Innovationspotenziale unter-
stützen. Ziel der Studie ist es deshalb, 
auf der Grundlage bestehender empiri-
scher Befunde wesentliche Herausforde-
rungen des Innovationsstandorts Deutsch-

land aufzuzeigen und Vorschläge für eine 
Verbesserung der Innovationsleistung der 
deutschen Wirtschaft vorzustellen. Im Zen-
trum stehen dabei die neuen Innovations-
möglichkeiten, die sich durch den Prozess 
der Digitalisierung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft ergeben.

2.  Die Digitale Transformation

Befunde
Zahlreiche empirische Studien belegen, 

dass die Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien signifikan-
te Beiträge zu Produktivität und Wachs-
tum leistet (siehe z.B. die Übersichtsarti-
kel von Cardona et al., 2013, und Draca 
et al., 2007). Gleichwohl variiert der Digi-
talisierungsgrad der Wirtschaft stark nach 
Branchen. Der Digitalisierungsindex, der 
im Rahmen des Monitoring-Reports Wirt-
schaft DIGITAL 2015 entwickelt und berech-
net wurde (Graumann et al., 2015), erreicht 
den Wert 49 von 100 möglichen Indexpunk-
ten (Abbildung 1). Bis 2020 soll der Index 
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Abbildung 1: Wirtschaftsindex DIGITAL 2015 und 2020 –  
Digitalisierungsgrad nach Branchen

� Quelle: Graumann et al. (2015), Monitoring-Report Wirtschaft DIGITAL 2015, S. 90-91.
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auf 56 Punkte ansteigen. Er berücksichtigt 
u.a. den Digitalisierungsgrad von Produk-
ten und Diensten sowie von Unternehmens-
prozessen und die Nutzung digitaler Kom-
ponenten durch die Beschäftigten der Un-
ternehmen sowie die Einbindung der Digi-
talisierung in die Unternehmensstrategie. 
Relativ weit fortgeschritten ist demnach die 
Digitalisierung in der IKT-Branche, bei den 
wissensintensiven Dienstleistern und Fi-
nanz- und Versicherungsdienstleistern. Bis-
lang unterdurchschnittlich digitalisiert sind 
hingegen überwiegend Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes wie Chemie und Phar-
ma, Maschinenbau und Fahrzeugbau. Ins-
besondere im Maschinenbau und im Fahr-
zeugbau ist jedoch in den nächsten fünf 
Jahren mit einem großen Digitalisierungs-
schub zu rechnen.

Cloud Computing
Mögliche Auswirkungen von Cloud 

Computing sind der vereinfachte mobile 
und geografisch verteilte Zugriff auf IT-Res-
sourcen, höhere Flexibilität, schnellere Im-
plementierung neuer Anwendungen, ein 
verringerter IT-Administrationsaufwand, 
allgemeine Kostensenkungen sowie ei-
ne Umverteilung von Investitions- zu Be-
triebsaufwand (siehe u.a. BITKOM, 2009).

Cloud Computing wird derzeit von 20 
Prozent der deutschen Unternehmen ge-
nutzt (Abbildung 2). Im Branchenvergleich 
zeigt sich jedoch auch hier eine große He-
terogenität, bei der insbesondere Dienst-
leistungsbranchen überdurchschnittliche 
Nutzungsraten von mehr als 30 Prozent 
aufweisen. So nehmen 45 Prozent der 
Branche IT und Telekommunikation (TK) 
Cloud Computing-Dienste in Anspruch, 
gefolgt von den Branchen Beratung und 
Werbung und Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen mit Anteilen von jeweils 
37 bzw. 32 Prozent. Im Gegensatz dazu be-
finden sich am unteren Ende der Adopti-
onsraten tendenziell Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes, wie beispielsweise 
die Elektro- oder Metallindustrie, von de-
nen lediglich 13 bzw. 6 Prozent der Unter-
nehmen Cloud Computing nutzen. 

Mit 43 Prozent der Firmen ab einer Grö-
ße von 500 Beschäftigten nehmen vor-
wiegend große Unternehmen Cloud Com-
puting in Anspruch (Abbildung 3). Hinge-
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Abbildung 2: Cloud Computing nach Branchen

Lesehilfe: Im Fahrzeugbau nutzen 24 Prozent der Unternehmen Cloud Computing. In der Metallindustrie sind es nur 6 Pro-
zent der Unternehmen.� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015
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Abbildung 3: Cloud Computing nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: 43 Prozent der großen Unternehmen ab 500 Beschäftigten nutzen Cloud Computing. 
� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015
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gen nutzt bisher nur ein Fünftel bzw. Vier-
tel der kleinen und mittleren Unterneh-
men mit fünf bis 250 Beschäftigten Cloud 
Computing. 

Ein Ländervergleich aus dem Jahr 2014 
zeigt, dass der Anteil deutscher Unterneh-
men, die Cloud Computing nutzen, mit le-
diglich 11 Prozent unterdurchschnittlich 
ist (Abbildung 4).1 In Finnland und Italien 

1  Von der Fragestellung wurde hier eher auf Public Cloud 
Computing-Lösungen abgezielt, also Angebote, die jedem 
Nutzer bzw. Unternehmen öffentlich zugänglich sind.

liegen diese Anteile mit 51 Prozent und 40 
Prozent deutlich höher.

Als wesentliches Hemmnis für den Ein-
satz von Cloud Computing werden von 78 
Prozent der deutschen Unternehmen Pro-
bleme bei der Datensicherheit aufgeführt 
(Abbildung 5). Dieser Anteil ist mit 82 Pro-
zent deutlich höher für Unternehmen, die 
noch keine Cloud Computing-Angebote in 
Anspruch nehmen, als für Cloud Compu-
ting nutzende Firmen, bei denen immer-
hin noch 63 Prozent durch die Nutzung 
Probleme bei der Datensicherheit erwar-

ten. Ferner geben 56 Prozent der Unter-
nehmen Probleme bei der Kompatibili-
tät unterschiedlicher Systeme als weite-
res Hemmnis an, gefolgt vom fehlenden 
Zusatznutzen und der Befürchtung, firme-
neigenes IT Know-how zu verlieren (jeweils 
37 Prozent).

Big Data
Insgesamt 18 Prozent der Unternehmen 

in Deutschland nutzen bereits Big Data 
(Abbildung 6). Allerdings verdeutlicht ein 
Branchenvergleich auch hier die heteroge-
ne Verbreitung, bei der insbesondere Bran-
chen, in denen große Datenmengen gene-
riert werden, hohe Nutzungsraten aufwei-
sen. So setzen 44 Prozent der Finanz- und 
Versicherungsdienstleister Big Data-Analy-
sen ein, während es lediglich 11 Prozent 
der Unternehmen in der Verbrauchsgüter-
branche sind.

Insbesondere von großen Unterneh-
men ab 250 Beschäftigten wird Big Data 
genutzt (Abbildung 7). Bereits jede zwei-
te Firma in dieser Größenklasse verarbeitet 
große Datenmengen (49 Prozent bzw. 58 
Prozent). Bedeutend geringer ist die Ver-
breitung dagegen bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen mit fünf bis 250 Beschäf-
tigten, von denen höchstens ein Drittel 
Big Data nutzt, wobei Kleinunternehmen 
mit bis zu 20 Beschäftigten noch mal eine 
deutlich niedrigere Adoptionsrate von nur 
13 Prozent aufweisen. 

Noch wenig ist bekannt über die Aus-
wirkungen von Big Data auf die Perfor-
mance von Unternehmen. Eine Studie von 
Brynjolfsson et al. (2011) zeigt für große 
US-Unternehmen, dass eine datenbasier-
te Entscheidungsfindung mit höherer Pro-
duktivität, mit höheren Gewinnen und ei-
nem höheren Marktwert der Unternehmen 
einhergeht.

Hyperkonnektivität
Internettechnologien sind die Treiber 

einer zunehmenden Vernetzung. Sie ver-
binden Menschen, Organisationen, Diens-
te und – mittels Sensoren und Aktoren 
– auch Gegenstände. Nach Berechnun-
gen von Cisco (2015) ist im Jahr 2019 mit 
3,9 Milliarden Internetnutzern weltweit zu 
rechnen, dies entspräche 51 Prozent der 
Weltbevölkerung.
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Lesehilfe: Insgesamt 37 Prozent der Unternehmen erwarten, dass durch den Einsatz von Cloud Computing unternehmensei-
genes IT Know-how verloren geht.� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015
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Die Spannweite für die geschätzte Zahl 
an vernetzten Geräten ist recht groß: Wäh-
rend Cisco (2015) bis zum Jahr 2019 mit 
24,4 Milliarden vernetzten Geräten rech-
net, geht Gartner (2015) bis zum Jahr 2020 
von 20,8 Milliarden aus, Ericsson (2015) 
von 26 Milliarden und Juniper Research 
(2015) von 38,5 Milliarden.

Welche Prognose hier auch immer die 
richtige sein mag, unbestritten ist, dass 
die Konnektivität eine zentrale Vorausset-
zung für das Internet der Dinge und damit 
auch für Industrie 4.0 darstellt.

Industrie 4.0
Industrie 4.0, die Digitalisierung und 

Vernetzung von Arbeits- und Produktions-
prozessen, setzt die Reihe der „Revolutio-
nen“ fort, die mit Mechanisierung, Massen-
fertigung und Automatisierung die industri-
elle Fertigung nachhaltig verändert haben.

Mit Industrie 4.0 verschmelzen Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien mit der Produktion und die „Intelli-
gente Fabrik“ entsteht. Im Kern geht es 
bei diesem Verbund von informatischen 
und softwaretechnischen Komponenten 

mit mechanischen und elektronischen Tei-
len um sogenannte Cyberphysische Syste-
me (CPS) und um das Internet der Dinge 
(Forschungsunion und acatech, 2013). In 
der Intelligenten Fabrik oder Smart Factory 
ist die individuelle, intelligente und selbst-
gesteuerte Produktion Realität, und die 
Smart Factory unterliegt somit einer völlig 
neuen Produktionslogik. Unter optimalen 
Industrie 4.0-Bedingungen sind flexible 
Reaktionen auf veränderte Umweltbedin-
gungen jederzeit möglich. Der Ausfall ei-
ner Maschine wird kommuniziert und Maß-
nahmen eingeleitet, die dafür sorgen, dass 
eine Reparatur veranlasst wird, und dass 
die Produktion, durch flexibles Umlenken 
zu anderen Kapazitäten, auch ohne diese 
Maschine weitergehen kann.

Die individuelle Produktion ermöglicht 
es, dass spezielle Kundenwünsche flexibel, 
rentabel und kurzfristig umgesetzt werden, 
da ein bisher notwendiges und aufwen-
diges Neuprogrammieren der Maschinen 
nicht mehr nötig ist. Aus diesen Verände-
rungen sind Effizienzgewinne und Produk-
tivitätssteigerungen zu erwarten. Empiri-
sche Evidenz hierzu liegt allerdings bislang 
nur in Form von Fallstudien vor (siehe z.B. 
BITKOM und Fraunhofer IAO, 2014). Aus 
der ökonomischen Forschung zur Compu-
terisierung in den 1990er und 2000er Jah-
ren ist bekannt, dass die Einführung neuer 
Technologien mit hohen Anpassungskos-
ten verbunden sein kann und dass kom-
plementäre Investitionen in die Arbeitsor-
ganisation und in Humankapital erforder-
lich sind, um die Potenziale der Digitalisie-
rung ausschöpfen zu können (siehe z.B. 
Bresnahan et al., 2002; Bertschek, 2015).

Aus innovationspolitischer Sicht ist zu 
berücksichtigen, dass Industrie 4.0 sowohl 
auf der Anbieter- als auch auf der Anwen-
derseite Innovationen hervorbringen kann. 
Auf der Anbieterseite, weil beispielsweise 
Hersteller von Maschinen diese mit digi-
talen Komponenten ausstatten und somit 
neue Funktionalitäten ermöglichen (Pro-
duktinnovationen). Auf der Anwendersei-
te, weil Unternehmen, die solche Maschi-
nen einsetzen, ihre Produktion und ihre 
Prozesse erneuern (Prozessinnovationen).

Laut einer aktuellen ZEW-Erhebung ist 
für 18 Prozent der deutschen Unternehmen 
 Industrie 4.0 ein Begriff (Abbildung 8). Im 
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Lesehilfe: Insgesamt ist 18 Prozent der Unternehmen der Begriff Industrie 4.0 bekannt. Vier Prozent der Unternehmen setz-
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Branchenvergleich zeigt sich, dass die Be-
kanntheit von Industrie 4.0 das Potenzial 
zur Implementierung von Industrie 4.0-Lö-
sungen in der jeweiligen Branche wider-
spiegelt. So ist knapp die Hälfte der Un-
ternehmen aus den Branchen IT und Tele-
kommunikation, Elektroindustrie und Ma-
schinenbau mit dem Begriff vertraut, wäh-
rend im Einzelhandel sowie in der Trans-
port- und Logistikbranche nur einem Anteil 
von weniger als 10 Prozent der Unterneh-
men der Begriff Industrie 4.0 geläufig ist.

Die Umsetzung konkreter Industrie 4.0- 
Projekte befindet sich dagegen noch im 
Anfangsstadium. Lediglich vier Prozent der 
deutschen Unternehmen geben an, ent-
sprechende Projekte zu planen oder be-
reits durchzuführen. Insbesondere Unter-
nehmen der Branchen IT und Telekommu-
nikation, Elektroindustrie und Maschinen-
bau setzen überdurchschnittlich häufig In-
dustrie 4.0-Projekte um. Demnach planen 

oder realisieren bereits 21 Prozent der IT- 
und TK-Dienstleister Industrie 4.0-Projek-
te, während der Anteil für die Elektroin-
dustrie und den Maschinenbau bei 15 
bzw. 14 Prozent liegt. Laut ZEW IKT-Um-
frage stammt auch der größte Teil der An-
bieter von Industrie 4.0-Lösungen aus die-
sen Branchen.

Eine Differenzierung nach Unterneh-
mensgrößen zeigt, dass größeren Unter-
nehmen der Begriff Industrie 4.0 in der 
Regel geläufiger ist (Abbildung 9). 50 Pro-
zent der großen Unternehmen ab 500 Be-
schäftigten kennen den Begriff im Gegen-

satz zu nur 14 Prozent im Falle der Klein-
unternehmen mit weniger als 20 Beschäf-
tigten. Ähnlich verhält es sich bei der Um-
setzung von Industrie 4.0-Projekten, die 
zum überwiegenden Teil von größeren Un-
ternehmen durchgeführt oder geplant wer-
den. So liegt der Anteil der in Projekten 
involvierten Firmen bei 23 Prozent in der 
Größenklasse ab 500 Beschäftigten, wäh-
rend der Anteil bei den kleinen und mittle-
ren Unternehmen mit fünf bis 250 Beschäf-
tigten im einstelligen Prozentbereich liegt.

In der öffentlichen Diskussion besteht 
weitgehend Konsens darüber, dass Indus-
trie 4.0 kein ausschließlich technologi-
sches Thema ist, sondern ein Konzept, 
das weit über die Technologie hinaus-
geht und insbesondere Auswirkungen auf 
die Beschäftigung nach sich zieht. In die-
sem Zusammenhang werden insbeson-
dere mögliche Arbeitsplatzverluste durch 
Automatisierung diskutiert. Frey und Os-

borne (2013) errechnen in ihrer Studie, 
dass 47 Prozent der Beschäftigten in den 
USA in Berufen arbeiten, die in den nächs-
ten 10 bis 20 Jahren automatisiert wer-
den können.2 Dabei gehen sie jedoch von 
der Annahme aus, dass Tätigkeitsstruktu-
ren von Beschäftigten, die denselben Be-
ruf ausüben, identisch sind. Lockert man 
diese Annahme und berücksichtigt, dass 
ein und derselbe Beruf je nach Beschäf-

2  Eine Übertragung dieser Analyse auf Deutschland er-
gibt, dass 42 Prozent der Beschäftigten in Berufen arbei-
ten, die automatisierbar sind (Bonin et al., 2015).

tigtem unterschiedliche Tätigkeitsstruktu-
ren aufweisen kann, so zeigt sich, dass nur 
12 Prozent der Beschäftigten in Deutsch-
land und 9 Prozent der Beschäftigten in 
den USA Tätigkeiten mit hoher Automati-
sierungswahrscheinlichkeit ausüben (Bo-
nin et al., 2015).3

Der Fokus auf die Automatisierung 
lässt außer Acht, dass sich technologi-
scher Wandel auch über andere Kanäle 
und durchaus positiv auf die Beschäfti-
gung auswirken kann (siehe Bertschek 
et al., 2015). Aus der Phase der Compu-
terisierung ist bekannt, dass es hier ne-
ben substitutiven Effekten, durch die Tä-
tigkeiten von Computern oder intelligen-
ten Maschinen ersetzt werden, auch kom-
plementäre Effekte gibt. Zum Beispiel kön-
nen Arbeitsabläufe mithilfe von Assistenz-
systemen genau auf die Belegschaft ab-
gestimmt werden und damit insbesonde-
re ältere Menschen länger im Berufsleben 
gehalten werden. Es ist zu erwarten, dass 
repetitive Tätigkeiten und Routinetätig-
keiten durch Industrie 4.0 weiter an Be-
deutung verlieren und automatisiert wer-
den, während die analytischen und krea-
tiven Tätigkeiten und damit der Bedarf an 
höher qualifizierten Beschäftigten zuneh-
men wird. Nicht zu erwarten ist hingegen 
Massenarbeitslosigkeit aufgrund von Au-
tomatisierung. Bei den Berechnungen der 
Automatisierungswahrscheinlichkeit wird 
nicht berücksichtigt, dass technologischer 
Wandel wie im Fall von Industrie 4.0 auch 
neue Produkte und Dienste hervorbringt, 
durch deren Nachfrage neue Arbeitsplätze 
entstehen werden. So zeigen beispielswei-
se Rammer und Peters (2015a), dass die 
Beschäftigungseffekte durch Produktinno-
vationen Rationalisierungseffekte durch 
Prozessinnovationen überkompensieren.

Digitale Arbeitsformen
Neben dem Automatisierungspotenzi-

al, das die Digitalisierung insbesondere im 
Bereich verarbeitender Tätigkeiten bietet, 
spielt auch die Flexibilisierung und Dezen-
tralisierung der Arbeit eine zunehmend be-
deutende Rolle. Dabei sind zwei Trends zu 
unterscheiden. Digitale Arbeit im Rahmen 

3  Siehe Autor et al. (2003) und Spitz-Oener (2006) zum 
tätigkeitsbasierten Ansatz.

0 10 20 30 40 50 60

5-19 Beschäftigte 143

20-49 Beschäftigte 205

50-249 Beschäftigte 339

250-499 Beschäftigte 4211

ab 500 Beschäftigte 5023

Bekanntheit bestehende und geplante Projekte

Abbildung 9: Industrie 4.0 nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: Die Hälfte der Unternehmen ab einer Größe von 500 Beschäftigten kennt den Begriff Industrie 4.0 und 23 Prozent 
der Unternehmen in dieser Größenklasse führt bereits Industrie 4.0-Projekte durch oder plant solche Projekte in der nahen 
Zukunft.� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015

Anteil der Unternehmen in %
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von traditionellen Arbeitsplätzen und die 
Arbeit auf digitalen Plattformen (Crowd-
sourcing oder Crowdworking). Durch Flexi-
bilisierung und Dezentralisierung kann Ar-
beit an jedem Ort und zu jeder Zeit verrich-
tet werden. Treiber für diese Entwicklung 
ist wiederum die Konnektivität. Arbeitneh-
mer überwiegend mit Dienstleistungstätig-
keiten werden zunehmend mobil und ar-
beiten im Home Office, in Satellitenbüros 
oder von unterwegs. Dies ermöglicht eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben, birgt allerdings auch die Gefahr 
der Entgrenzung und damit gesundheitli-
cher Belastung. Obgleich mittlerweile rund 
23 Prozent der Beschäftigten von ihren Ar-
beitgebern mit mobilen Endgeräten aus-
gestattet werden und 46 Prozent der Un-
ternehmen zumindest einem Teil ihrer Be-
schäftigten die Möglichkeit für Home Of-
fice bieten, arbeiten bislang nur insgesamt 
8 Prozent der Beschäftigten regelmäßig im 
Home Office (ZEW, 2015). Hier besteht al-
so noch deutlich Raum für Flexibilisierung.

Beim Crowdworking vermitteln digitale 
Plattformen ein breites Spektrum an Tätig-
keiten. Diese reichen von Design- und Kre-
ativaufgaben (z.B. atizo, designenlassen), 
über Programmiertätigkeiten und -projek-
te, bis hin zu Kleinstaufgaben, so genann-
ten Microtasks, wie der Datenrecherche 
oder dem Verfassen kurzer Texte (z.B. Me-
chanical Turk, Microworkers, Clickworker 
und Streetspotr). Individuen bieten ihre 
Dienstleistungen als Selbständige auf der 
Plattform an, Unternehmen können die-
se nach Bedarf in Anspruch nehmen oh-
ne langfristige Verträge einzugehen (sie-
he z.B. Kittur et al., 2013; Clement, 2015).

Datensicherheit und Datenschutz
Daten sind in der digitalen Transfor-

mation der Wirtschaft zum zentralen Pro-
duktionsfaktor geworden. Ihre Sicherheit 
ist deshalb von hoher Bedeutung, nicht 
zuletzt für das Vertrauen in neue digitale 
Anwendungen. Bedenken hinsichtlich der 
Datensicherheit entstehen beispielsweise 
aufgrund des Standorts von Rechenzent-
ren, die für Big Data oder Cloud Compu-
ting verwendet werden und sich oftmals in 
den USA befinden. Bekräftigt werden die-
se Rechtsunsicherheiten durch das jüngs-
te Urteil des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) vom 06.10.2015 zum sogenannten 
Safe Harbor-Abkommen, das die Übermitt-
lung personenbezogener Daten zwischen 
Europa und USA regelt (siehe Court of Ju-
stice, 2015). Der EuGH stellte hierzu das 
bislang unterstellte gleichwertige Daten-
schutzniveau von amerikanischen Unter-
nehmen, die der Vereinbarung unterwor-
fen sind, in Frage und erklärte das Abkom-
men für ungültig.

Der bislang durch nationale Richtlinien 
und Gesetzgebungen fragmentierte euro-
päische Markt erschwert die Skalierbar-
keit digitaler Geschäftsmodelle und hin-
dert insbesondere einen freien Datenfluss. 
Am 15.12.2015 haben sich Kommission, 
Parlament und Rat der Europäischen Uni-
on (EU) auf eine entsprechende EU-Da-
tenschutzgrundverordnung zur Harmoni-
sierung geeinigt.4 Diese wird jedoch vor-
aussichtlich erst ab Anfang 2018 gelten.

Mögliche Maßnahmen
Der Einsatz von Anwendungen wie Big 

Data und Cloud Computing hängt wesent-
lich vom Vertrauen in die Datensicherheit 
und den Datenschutz ab. Ein wichtiger 
Schritt ist hier die Einigung über die Da-
tenschutzgrundverordnung im Dezember 
2015. Diese legt einheitliche Regelungen 
innerhalb der EU fest und trägt somit zur 
Realisierung eines digitalen Binnenmark-
tes bei.

Zertifizierungen sind eine weitere Mög-
lichkeit, Vertrauen zu stärken. Als Beispiel 
seien die Zertifizierungen des Bundesver-
band IT Mittelstand e.V. (BITMi) genannt, 
der mit den Initiativen „Software Made in 
Germany“ und „Software Hosted in Ger-
many“ Sicherheitsbedenken insbesonde-
re kleiner und mittlerer Unternehmen ad-
ressiert. Jedoch kann dies nur ein Teil der 
Lösung sein. Mittel- bis langfristig soll-
te hier europäisch gedacht und entspre-
chende Zertifizierungen auf EU-Ebene an-
visiert werden. Erste Konsultationen über 
das Konzept einer europäischen Cloud ha-
ben bereits stattgefunden.

Datensicherheit beginnt nicht erst in der 
Cloud, sondern in jedem Unternehmen, in 
dem Daten generiert und genutzt werden. 

4  Siehe http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-
6321_en.htm, abgerufen am 29.01.2016.

Von zahlreichen, insbesondere kleinen und 
mittleren Unternehmen wird dieses Thema 
nicht ausreichend ernst genommen. Das 
Angebot von Schulungen zur IT-Sicherheit, 
beispielsweise in Kombination mit Bera-
tungsgutscheinen, kann die Sensibilität für 
dieses wichtige Thema erhöhen und die Be-
reitschaft, konkrete Maßnahmen umzuset-
zen, mobilisieren. Der Modellversuch „go 
digital“ des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie setzt hier an und fördert 
die Beratung von kleinen und mittleren Un-
ternehmen u.a. im Bereich der IT-Sicherheit 
(siehe BMWi, 2015). IT-Dienstleister, die 
solche Beratungen durchführen und ent-
sprechende Maßnahmen umsetzen, sind 
jedoch hauptsächlich auf die Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen konzen-
triert. Aus der Analyse zur Auslagerung von 
IT-Dienstleistungen ist bekannt, dass Un-
ternehmen vorzugsweise mit IT-Dienstleis-
tern zusammenarbeiten, die sich durch ei-
ne große regionale Nähe auszeichnen, da 
persönlicher Kontakt und Vertrauen eine 
große Rolle spielen. Weitere Maßnahmen 
zur Intensivierung der Beratung insbeson-
dere zum Thema IT-Sicherheit sollten da-
her auf Länderebene oder regionaler Ebe-
ne ansetzen und entsprechende Multipli-
katoren wie beispielsweise die Handels-
kammern nutzen. Eine geeignete Form der 
Kommunikation von Best Practice-Beispie-
len kann zudem dazu beitragen, das Be-
wusstsein für das Thema zu schärfen und 
die Hemmschwelle, solche Dienste in An-
spruch zu nehmen, senken.

Während Industrie 4.0 bei Großunter-
nehmen einen gewissen Bekanntheits-
grad erreicht hat, sind insbesondere dem 
Mittelstand noch die grundlegenden Ide-
en des Konzepts zu vermitteln und die Vor-
teile und der Nutzen, der durch Digitalisie-
rung und Vernetzung von Produktionspro-
zessen entstehen kann, nahe zu bringen.

Erste Ansätze gibt es inzwischen schon, 
wie beispielsweise die vom BMWi initiier-
ten Maßnahmen der Kompetenzzentren 
für Mittelstand 4.0 und Digitales Hand-
werk, Mittelstand 4.0-Agenturen und re-
gionale Mittelstandstage, die den Dialog 
mit kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen zur Digitalisierung und Vernet-
zung der Produktionsprozesse fördern sol-
len (BMWi, 2015).
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Die Diffusion von Praxisbeispielen und 
Testumgebungen zu Industrie 4.0, wie 
durch die zum IT-Gipfel 2015 gestartete 
Landkarte Industrie 4.0 oder die Initiati-
ve Labs Network Industrie 4.0, trägt fer-
ner zum besseren Verständnis der Vortei-
le von Industrie 4.0-Projekten bei, aus de-
nen firmenspezifisch die Eignung festge-
stellt werden kann.

Allerdings bietet das Industrie 4.0-Kon-
zept auch keine einfache Blaupause, die 
sich über jedes Unternehmen legen lässt, 
um Prozesse einheitlich zu digitalisieren. 
Da die Ausgangslage in den Unternehmen 
höchst unterschiedlich ist und insbeson-
dere die Bedürfnisse bezüglich der Digita-
lisierung sehr heterogen sind, müssen in 
den meisten Fällen individuelle Lösungs-
ansätze entwickelt werden.

Helfen können hier als weitere Maßnah-
me staatliche Förderangebote für Industrie 
4.0-Vorhaben. Ein Beispiel hierfür ist der 
bereits erwähnte Modellversuch „go digi-
tal“ des BMWi, das kleine und mittelstän-
dische Unternehmen bei Beratungsleis-
tungen zur Digitalisierung von Geschäfts-
prozessen und IT-Sicherheit unterstützt.

Für die Vernetzung und die Integration 
der verschiedenen Akteure und Prozesse 
sind einheitliche Normen und Standards 
wichtig, an denen entsprechende Gremi-
en, wie beispielsweise die Plattform Indus-
trie 4.0 in Deutschland oder das Industrial 
Internet Consortium in den USA arbeiten. 
Vom Erfolg und der Durchschlagskraft die-
ser Standardsetzung wird es abhängen, in-
wiefern die deutsche Wirtschaft in Zukunft 
auch als Anbieter von Industrie 4.0-Lösun-
gen am weltweiten Markt agieren kann.

Branchenübergreifende Kooperationen 
gewinnen zunehmend an Bedeutung. Um 
die Digitalisierung voranzutreiben, wird es 
für viele Unternehmen unabdingbar sein, 
Kooperationen mit Unternehmen aus an-
deren Branchen, insbesondere aus der 
IKT-Branche, einzugehen. Im Rahmen von 
Industrie 4.0 verschmelzen IKT und Pro-
duktion miteinander. Dementsprechend 
bedarf es der Expertise beispielsweise 
aus der Produktionstechnik sowie aus der 
Softwareprogrammierung. Bei einigen Un-
ternehmen bleibt es nicht bei Kooperati-
onen, sie kaufen entsprechende Experti-
se durch Übernahmen hinzu, wie das Bei-

spiel des baden-württembergischen Ma-
schinenbauers Dürr zeigt, der Ende 2015 
die Firma iTAC Software übernommen hat.5 

Für Unternehmen ist es essentiell, ihre 
Geschäftsmodelle auf den Prüfstand zu 
stellen und die Potenziale der Digitalisie-
rung auszuloten. Dabei sollten sie durch-
aus branchenübergreifend denken und 
ihre Kunden in den Innovationsprozess 
mit einbeziehen, wie beispielsweise eine 
Studie von KPMG (2013) empfiehlt. Aller-
dings ist auch zu berücksichtigen, dass die 
vollumfängliche Digitalisierung und Ver-
netzung der Wertschöpfungskette nicht 
unbedingt für jedes Unternehmen sinnvoll 
sein wird. Kosten und Nutzen sind hier je-
weils abzuwägen.

Die digitale Transformation der Wirt-
schaft stellt ein komplexes Themenfeld dar. 
Entsprechend können zahlreiche Hand-
lungsfelder identifiziert werden, die dazu 
beitragen, die Digitalisierung voranzutrei-
ben und die dadurch entstehenden Inno-
vationspotenziale zu nutzen. Die im Fol-
genden diskutierten Handlungsfelder sind 
zum einen grundsätzlich darauf ausgerich-
tet, die Innovationsfähigkeit von Unterneh-
men zu stärken, über die steuerliche För-
derung von Forschung und Innovation und 
über die Unterstützung innovativer Start-
ups. Zum anderen sind Investitionen in Inf-
rastruktur wie Breitbandinternet und E-Go-
vernment wichtige Pfeiler, um einen geeig-
neten Rahmen für die Entwicklung und Um-
setzung von Innovationen zu schaffen. Ei-
ne wesentliche Aufgabe wird zudem dar-
in bestehen, in Aus- und Weiterbildung zu 
investieren und die Kompetenzen im Um-
gang mit der Aufbereitung, der Analyse von 
Daten und mit der Interpretation von Analy-
seergebnissen zu fördern. Hierbei sind Bil-
dungspolitik, Wirtschaft und Sozialpartner 
gleichermaßen gefordert. 

5  Siehe z.B. http://www.manager-magazin.de/unterneh-
men/industrie/industrie-4-0-duerr-kauft-software-unterneh-
men-itac-a-1066044.html, abgerufen am 29.01.2016.

2.1  �Innovationsfähigkeit  
von Unternehmen

2.1.1  �Finanzierung von Forschung  
und Innovation

Befunde
Um neue Technologien zu entwickeln, 

zu vermarkten und selbst zu nutzen, müs-
sen Unternehmen in Forschung und Ent-
wicklung (FuE), das Design und Marketing 
von Innovationen sowie die Anschaffung 
von Sachanlagen und immateriellen Wirt-
schaftsgütern investieren. Während für An-
lageinvestitionen die Kapitalmärkte i.d.R. 
geeignete Finanzierungsmöglichkeiten be-
reitstellen, stellt sich die Situation für FuE 
und andere Innovationsausgaben anders 
dar: FuE- und Innovationsaktivitäten sind 
erstens durch eine Ungewissheit über ihre 
technologische Machbarkeit und die spä-
tere Marktakzeptanz gekennzeichnet. Dies 
erschwert eine klassische Investitionsrech-
nung, die etwa für eine Bankfinanzierung 
notwendig ist, erheblich und führt dazu, 
dass Kreditgeber entweder außerordent-
liche Zinsaufschläge verlangen oder ganz 
auf eine Finanzierung von Innovationspro-
jekten verzichten (Akerlof, 1970). Zweitens 
können die Qualität von Innovationsvor-
haben und ihre Ertragsaussichten oft nur 
schwer von externen Kapitalgebern vorab 
beurteilt werden, zumal Unternehmen aus 
Wettbewerbsüberlegungen häufig zögern, 
Details der Innovationsvorhaben preiszu-
geben (Stiglitz und Weiss, 1981; Anton und 
Yao, 2002). Drittens bieten die Ausgaben 
für FuE und andere Innovationsaktivitäten 
nur wenig Sicherheiten für externe Geldge-
ber, da der Großteil der Ausgaben auf Per-
sonalkosten für Forscher entfällt und die Er-
gebnisse meistens immaterielle Werte wie 
neues Wissen darstellen, die im Fall eines 
Scheitern des Projekts oder einer Insolvenz 
des Unternehmens nur schwer an Dritte ver-
äußert werden können. Viertens kann bei 
einer externen Finanzierung von FuE- und 
Innovationsaktivitäten auch das Problem 
des sogenannten „Moral Hazard“ auftreten, 
da Unternehmen nach Erhalt von externen 
Finanzierungsmitteln Projekte mit einem 
höheren Risiko als zunächst geplant durch-
führen können und das Risiko des Schei-
terns steigt (Jensen and Meckling, 1976).

http://www.manager-magazin.de/unternehmen/industrie/industrie-4-0-duerr-kauft-software-unternehmen-itac-a-1066044.html
http://www.manager-magazin.de/unternehmen/industrie/industrie-4-0-duerr-kauft-software-unternehmen-itac-a-1066044.html
http://www.manager-magazin.de/unternehmen/industrie/industrie-4-0-duerr-kauft-software-unternehmen-itac-a-1066044.html
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Aus all diesen Gründen eignet sich eine 
externe Finanzierung von FuE- und Innova-
tionsaktivitäten über den Kapitalmarkt nur 
sehr begrenzt, sodass die grundsätzliche 
Annahme der Neutralität zwischen interner 
und externer Finanzierung (Modigliani und 
Miller, 1958) für FuE- und Innovationsak-
tivitäten nicht gilt (Arrow, 1962; Nelson, 
1959). In der Praxis bedeutet dies, dass 
Unternehmen ihre FuE- und Innovationsak-
tivitäten primär aus internen Mitteln, d.h. 
dem Cashflow der laufenden Geschäftstä-
tigkeit sowie aus früheren Gewinnen finan-
zieren müssen. Diese Finanzierungsmittel 
sind jedoch häufig begrenzt und erlauben 
nicht immer, alle umsetzungsfähigen Inno-
vationsprojekte auch tatsächlich zu reali-
sieren (Hottenrott und Peters, 2012). So 
gaben 19 Prozent der innovationsaktiven 
Unternehmen in Deutschland an, dass sie 
im Zeitraum 2011 bis 2013 zusätzliche In-
novationsprojekte umgesetzt hätten, wenn 
ihnen ausreichende finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestanden wären. 8 Prozent der 
Unternehmen ohne Innovationsaktivitä-
ten in diesem Zeitraum hätten bei der Ver-
fügbarkeit zusätzlicher Finanzierungsmit-
tel Innovationsprojekte in Angriff genom-
men (Rammer und Peters, 2015b). Dabei 
sind es vor allem umfangreichere interne 
Finanzierungsmittel, die zusätzliche Inno-
vationsaktivitäten auslösen würden: 23 
Prozent der Unternehmen würden bei ei-
ner signifikanten Ausweitung der Innenfi-
nanzierungsmöglichkeit (im Umfang von 

10 Prozent des Jahresumsatzes) zusätzli-
che FuE- und Innovationsprojekte in Angriff 
nehmen. Bei einer Bereitstellung günsti-
ger Kredite im selben Umfang würden nur 
8 Prozent der Unternehmen diese für FuE- 
und Innovationsvorhaben verwenden.

Zu diesen allgemeinen Finanzierungs-
restriktionen für Forschung und Innova-
tion kommt hinzu, dass von diesen Akti-
vitäten i.d.R. positive Externalitäten aus-
gehen. Dies bedeutet, dass andere Wirt-
schaftsakteure aus den FuE- und Innovati-
onsaktivitäten eines Unternehmens lernen 
und z.B. durch eine rasche Nachahmung 
einer Innovation die Erträge des Erstinno-
vators entscheidend schmälern können 
(Hall und Lerner, 2010). Das Patentrecht 
bietet hier zwar eine Schutzmöglichkeit, 
die aber selten das Abfließen von Wissen 
an Dritte gänzlich verhindern kann. Sind 
die erwarteten Erträge wegen solcher ex-
terner Effekte niedrig, können Unterneh-
men auf entsprechende Aktivitäten ver-
zichten. Dies gilt umso mehr, je „radikaler“ 
FuE- und Innovationsprojekte sind, d.h. je 
höher der Neuheitsgrad der angestrebten 
Innovation ist und je eher neues techno-
logisches Terrain betreten wird.

Für die Innovationspolitik bedeutet die-
se Situation, dass sie auf zwei Seiten die 
Finanzierungsbedingungen für Forschung 
und Innovation in Unternehmen verbes-
sern muss, um ein hohes Niveau der Ent-
wicklung, Vermarktung und Nutzung neuer 
Technologien sicherzustellen. Zum einen 

gilt es, die Innenfinanzierungsbasis für Un-
ternehmen zu sichern, sodass die Unter-
nehmen ihre Innovationsideen auch um-
setzen können. Zum anderen ist es volks-
wirtschaftlich sinnvoll, einen Teil der FuE- 
und Innovationskosten der Unternehmen 
aus staatlichen Mitteln zu finanzieren, um 
für die positiven externen Effekte, die letzt-
lich der gesamten Volkswirtschaft nutzen, 
zu kompensieren und damit zu vermei-
den, dass zu wenig in neue Technologien 
und neues Wissen investiert wird. Dies 
gilt ganz besonders für risikoreiche Neu-
entwicklungen von Technologien, die ei-
ne große Breitenwirkung entfalten können.

Die Unternehmen in Deutschland ha-
ben trotz insgesamt nicht leichter Finanzie-
rungsbedingungen in den vergangenen 15 
Jahren stagnierende wirtschaftliche Ent-
wicklung in der ersten Hälfte der 2000er 
Jahre, Finanzkrise 2008, Wirtschaftskri-
se 2009, hohe Volatilität auf den Finanz- 
und Rohstoffmärkten, steigende politische 
Unsicherheiten, Eurokrise etc.  ihre Inno-
vationsanstrengungen ausgeweitet. Die 
FuE-Ausgaben stiegen von 2000 bis 2013 
um fast 50 Prozent. Die breiter gefass-
ten Innovationsausgaben, die neben FuE 
auch anwendungsnahe Ausgaben für De-
sign und Marketing sowie für die Anschaf-
fung neuer Anlagen für Produkt- oder Pro-
zessinnovationen umfassen, haben sogar 
um 75 Prozent zugelegt (Abbildung 10). 
Der größte Teil dieses Zuwachses wurde 
von den meist global aktiven Großunter-
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Abbildung 10: Entwicklung der FuE- und Innovationsausgaben der deutschen Wirtschaft 2000-2016

� Quelle: ZEW – Mannheimer Innovationspanel; OECD-MSTI 01/2015. Berechnungen des ZEW.
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nehmen getragen. Die kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) taten sich ange-
sichts der unsicheren wirtschaftlichen La-
ge deutlich schwerer, ihre FuE- und Inno-
vationsbudgets signifikant auszuweiten. 
Auf Basis der Planzahlen für die Innovati-
onsausgaben im Jahr 2015 zeigt sich nur 
ein Anstieg von rund 20 Prozent gegen-
über dem Jahr 2000. Seit 2007 haben die 

Innovationsausgaben der KMU nicht mehr 
zugenommen.

Eine Ursache für die Finanzierungspro-
bleme der KMU sind die seit der Finanzkri-
se verschlechterten Innenfinanzierungs-
bedingungen. Gemessen an der Umsatz-
rendite vor Steuern (EBT-Marge) zeigt sich, 
dass KMU niedrigere Renditen als Großun-
ternehmen erzielen (Abbildung 11). Aus-

nahmen sind die beiden Jahre der Finanz- 
und Wirtschaftskrise 2008/09, als die Ge-
winne der global orientierten Großunter-
nehmen besonders stark eingebrochen 
waren. Zwar stiegen die Umsatzrenditen 
der KMU nach 2009 wieder an, fielen aber 
aktuell wieder auf das Niveau des Krisen-
jahres zurück.

Die im Mittel weniger günstigeren In-
nenfinanzierungsbedingungen von KMU 
spiegeln sich auch in der Nutzung ver-
schiedener Finanzierungsquellen für FuE- 
und Innovationsausgaben wider (Abbil-
dung 12). Für Großunternehmen wie KMU 
gilt, dass Mittel aus dem laufenden Ge-
schäftsbetrieb die mit Abstand am wei-
testen verbreitete Finanzierungsform dar-
stellen. Allerdings greift rund ein Sechstel 
der innovativen KMU nicht auf Innenfinan-
zierungsmittel zurück, vermutlich weil die-
se nicht in ausreichendem Umfang bereit 
stehen. Diese Unternehmen nutzen für ih-
re Innovationsfinanzierung vorrangig teu-
re kurzfristige Bankkredite sowie öffentli-
che Zuschüsse.

Der Staat hat in den vergangenen Jah-
ren die FuE- und Innovationsförderung an 
Unternehmen insofern ausgeweitet, als 
er eine größere Anzahl von Unternehmen 
mit öffentlichen Fördermitteln für FuE- und 
Innovationsvorhaben unterstützt hat. Der 
Anteil der innovationsaktiven Unterneh-
men, die zumindest für einzelne ihrer Pro-
jekte eine öffentliche Förderung erhalten 
haben, stieg von 12 Prozent im Jahr 2006 
auf 18 Prozent in 2010 und 2012 (Abbil-
dung 13, links). Von der Ausweitung profi-
tierten in erster Linie KMU. Verantwortlich 
hierfür waren vor allem der Bund mit sei-
nen KMU-orientierten Programmen (ZIM, 
KMU-innovativ) sowie in geringerem Aus-
maß die EU-Kommission, während die Län-
der sich aus der FuE- und Innovationsför-
derung eher zurückgezogen haben. Der An-
teil der FuE-Ausgaben der Unternehmen, 
die aus staatlichen Mitteln finanziert wur-
den, erhöhte sich allerdings kaum, da die 
FuE-Förderung an Großunternehmen hinter 
der Ausgabensteigerung der Unternehmen 
zurückblieb. Im Jahr 2013 wurden 5,5 Pro-
zent der FuE-Ausgaben der deutschen Wirt-
schaft von Bund oder Ländern oder EU fi-
nanziert, nach 4,4 Prozent in 2005. In KMU 
stieg der staatliche Beitrag zur FuE-Finan-
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Abbildung 11: Umsatzrendite von KMU und Großunternehmen 
in Deutschland 2005-2014

� Quelle: ZEW – Mannheimer Innovationspanel, OECD-MSTI 01/2015. Berechnungen des ZEW.
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zierung allerdings merklich an, von 6,5 Pro-
zent im Jahr 2005 (Abbildung 13, rechts) 
auf fast 14 Prozent im Jahr 2013.

Im internationalen Vergleich ist die 
staatliche Finanzierung von FuE in Unter-
nehmen in Deutschland allerdings niedrig. 
Dies liegt zum einen daran, dass die meis-
ten anderen hoch entwickelten Industrie-
länder in größerem Umfang direkte finan-
zielle Beiträge zu FuE-Projekten in Unter-
nehmen machen. Vor allem aber bieten 
die meisten Länder eine indirekte FuE-För-
derung über steuerliche Maßnahmen an. 
Diese übersteigt in fast allen Ländern den 
Umfang der direkten Förderung und leis-
tet somit den größeren Beitrag zur staat-
lichen Ko-Finanzierung von FuE. Die deut-
sche Bundesregierung hat bislang auf die 
Einführung eines solchen Instruments ver-
zichtet. Dadurch liegt Deutschland mit sei-
nem staatlichen Finanzierungsbeitrag zu 
den FuE-Ausgaben der Wirtschaft (ohne 
Beiträge durch internationale Organisa-
tionen wie die EU) von rund 5 Prozent ge-
meinsam mit anderen Ländern ohne steu-
erliche FuE-Förderung (Schweden, Isra-
el, Dänemark, Schweiz) am Ende des in-
ternationalen Vergleichs (Abbildung 14).

Mögliche Maßnahmen
Um die Innovationsfähigkeit der Unter-

nehmen in Deutschland zu stärken, ist ei-
ne verbesserte Innenfinanzierung eine we-

sentliche Voraussetzung. Sie erleichtert 
es Unternehmen, mehr und größere FuE- 
und Innovationsprojekte umzusetzen. Der 
Staat kann hierzu grundsätzlich über drei 
Wege beitragen: über eine Verringerung 
der Unternehmenssteuern, über eine steu-
erliche Besserbehandlung von FuE-Ausga-
ben und über Zuschüsse für einzelne FuE- 
und Innovationsprojekte. Eine Verringe-
rung der Unternehmenssteuern ist dabei 
das am wenigsten spezifische und zielge-
naue Instrument, da es alle Unternehmen 
entlastet (unabhängig davon, ob sie FuE- 
und Innovationsprojekte verfolgen) und 
Unternehmen mit hohen Gewinnen mehr 
begünstigt als Unternehmen mit niedrigen 
oder keinen Gewinnen. Gleichzeitig wird 
der finanzielle Beitrag je Unternehmen ei-
ner solche Maßnahme eher gering sein, da 
der Spielraum einer Unternehmenssteuer-
senkung aufgrund der Maßgaben der Steu-
ergerechtigkeit und einer fairen Unterneh-
mensbesteuerung im internationalen Ver-
gleich sowie der großen Bedeutung der Ge-
werbesteuer für die Finanzierung der kom-
munalen Haushalte nicht groß ist.

Eine steuerliche Besserbehandlung von 
FuE-Ausgaben ist demgegenüber die effek-
tivere und zielgenauere Maßnahme. Eine 
steuerliche FuE-Förderung erlaubt es Un-
ternehmen, in Abhängigkeit von der Hö-
he ihrer FuE-Ausgaben ihre Steuerlast zu 
verringern, sodass sie mehr interne Mit-

tel für FuE zur Verfügung haben. Ein sol-
ches Instrument wird heute von der Mehr-
zahl der OECD-Länder eingesetzt (OECD, 
2013), wobei die konkrete Ausgestaltung 
sich von Land zu Land stark unterscheidet 
und u.a. von den Merkmalen des Unter-
nehmenssteuerrechts abhängt (vgl. Lare-
do et al., 2015). Die Bundesregierung hat 
bislang auf die Einführung einer steuerli-
chen FuE-Förderung verzichtet. In der ak-
tuellen Situation in Deutschland könnte 
ein solches Instrument gleichwohl einen 
wesentlichen Beitrag leisten, um die In-
novationskraft der deutschen Wirtschaft 
zu stärken. 

Dabei sollten KMU die primäre Ziel-
gruppe sein, da hier die Finanzierungs-
schwierigkeiten am größten sind und die 
Ausgabendynamik in den vergangenen 
Jahren gering war. Das Potenzial für eine 
Ausweitung der FuE-Ausgaben ist in der 
Gruppe der KMU besonders hoch, sodass 
von einer hohen Effektivität der Maßnah-
me ausgegangen werden kann. So zeigen 
Evaluationen höhere Effekte einer steu-
erlichen FuE-Förderung für KMU als für 
Großunternehmen (Lokshin und Mohnen, 
2012, 2013; Hægeland und Møen, 2007; 
Corchuelo and Martinez-Ros, 2009). Für 
Großunternehmen wenden viele Länder 
reduzierte Fördersätze an oder sehen ei-
ne Deckelung des Förderbetrags vor, um 
die Mitnahmeeffekte der Maßnahme zu 
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� Quelle: ZEW – Mannheimer Innovationspanel, Wissenschaftsstatistik im Stifterverband- FuE-Erhebung. Berechnungen des ZEW.

Abbildung 13: Verbreitung und Umfang von öffentlicher finanzieller FuE- und Innovationsförderung  
an Unternehmen in Deutschland 2005-2014
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begrenzen. Als Alternative bietet sich ei-
ne Zuwachsförderung an, wie sie z.B. in 
den USA existiert. Dabei wird die steuerli-
che Besserbehandlung auf den Zuwachs 
an FuE-Ausgaben gegenüber einem Re-
ferenzzeitraum beschränkt. Eine solche 
Ausgestaltung schränkt die Mitnahmeef-
fekte der Förderung ein, ist jedoch in Zei-
ten, in denen z.B. aufgrund einer schwa-
chen konjunkturellen Entwicklung gerin-
ge marktseitige Anreize für eine Erhöhung 
von FuE-Ausgaben bestehen, wenig wirk-
sam (Laredo et al., 2015). 

Konkret könnte eine steuerliche 
FuE-Förderung in Deutschland folgende 
Grundzüge aufweisen:
•	 Eine Steuergutschrift von 20 Prozent 

auf die internen FuE-Ausgaben von 
KMU (nach EU-Definition) oder alterna-
tiv eine Steuergutschrift von 35 Prozent 
auf den Zuwachs der internen FuE-Aus-
gaben gegenüber dem Durchschnitt der 
letzten drei Jahre.

•	 Für Großunternehmen kann entweder 
ein niedrigerer Fördersatz von 5 bis 10 
Prozent oder eine Begrenzung für die 
Zuwachsförderung vorgesehen werden.

•	 FuE-Ausgaben werden entsprechend 
der Definition im sogenannten Frasca-
ti-Handbuch der OECD abgegrenzt. Sie 
umfassen Personal- und Sachkosten 
für FuE. FuE-Ausgaben, die aus öffent-
lichen Zuschüssen finanziert wurden, 
können nicht steuermindernd geltend 
gemacht werden.

•	 Steuergutschriften, die die Steuer-
schuld eines Geschäftsjahres über-
schreiten, können mit Steuerschulden 
aus den drei vorangegangenen und den 
fünf künftigen Geschäftsjahren verrech-
net werden. Alternativ kann auch eine 
Auszahlungsoption im Verlustfall vor-
gesehen werden. Dies hätte aus Un-
ternehmenssicht den Vorteil, dass die 
Steuergutschrift direkt als Aufwands-
minderung in der Gewinn- und Verlust-
rechnung verbucht werden kann.
Eine steuerliche FuE-Förderung wirkt in 

die Breite und erhöht die finanziellen In-
novationskapazitäten aller Unternehmen. 
Für die rasche Entwicklung und Umsetzung 
neuer Technologien sind zusätzlich zur ge-
nerellen Innovationsfähigkeit der Unter-
nehmen oftmals koordinierte, gemeinsa-

me Aktivitäten mehrerer Akteure notwen-
dig. Dies gilt insbesondere für die Entwick-
lung von grundlegend neuen Technologi-
en sowie von Querschnittstechnologien 
mit Anwendungsmöglichkeiten in vielen 
anderen Technologiefeldern. Hier haben 
sich die Instrumente der Fachprogramm-
förderung wie etwa Spitzencluster oder In-
novationsallianzen bewährt. 

Andere Länder haben in den vergan-
genen Jahren versucht, FuE-Aktivitäten 
von Unternehmen mit Hilfe sogenannter 
„Patent-Boxen“ bzw. „IP-Boxen“ zu erhö-
hen. Dabei wird der Steuersatz auf Erlö-
se, die mit über Patente (oder anderen 
Rechten an intellektuellem Eigentum) ge-
schützten Produkten erzielt werden, re-
duziert. Dieses Instrument stellt eine För-
derung des Innovationsoutputs dar, da 
bereits im Markt erfolgreiche Ergebnisse 
früherer FuE-Aktivitäten begünstigt wer-
den (vgl. Griffith et al. 2014; Evers et al. 

2015).6 IP-Boxen bieten derzeit einen An-
reiz für Unternehmen, IP-Rechte an Un-
ternehmensniederlassungen in Länder zu 
übertragen, in denen ein solches Förder-
instrument existiert. Würde ein derzeit von 
der OECD diskutierter Vorschlag umge-
setzt, der vorsieht, steuerliche Begünsti-
gungen im Rahmen von IP-Boxen auf das 
im jeweiligen Land entwickelte intellektu-
elle Eigentum zu begrenzen (sogenannter 
„Nexus-Ansatz“), würde dies Anreize für 
die Verlagerung von FuE-Aktivitäten in die-
se Länder geben.

Bei IP-Boxen geht es somit nicht nur 
darum, FuE zu fördern. Mit diesen Instru-
menten sollen Unternehmen auch dazu 
bewegt werden, immaterielles Vermögen 
ins Land zu bringen oder das dort vorhan-
dene immaterielle Vermögen nicht ins Aus-

6  Aus förderungspolitischer Sicht ist darüber hinaus pro-
blematisch, dass Erlöse steuerlich begünstigt werden, die 
auf einem staatlich garantierten temporären technologi-
schen Monopol beruhen und somit bereits staatlich ge-
fördert wurden.
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Abbildung 14: Umfang der direkten und steuerlichen FuE-Förderung an Unternehmen  
2013 im internationalen Vergleich

Anmerkung: ohne Finanzierung durch internationalen Organisationen; Angaben zur direkten FuE-Förderung beziehen sich für 
einzelne Länder auf frühere Jahre (2012, 2011 oder 2010); der Umfang der steuerlichen FuE-Förderung ist teilweise ge-
schätzt und beruht auf der Annahme, dass alle nicht direkt geförderten FuE-Ausgaben steuerlich geltend gemacht werden. 
* Wert für Schweden geschätzt auf Basis des erwarteten Förderumfangs der 2014 neu eingeführten steuerlichen FuE-Förderung.
� Quelle: OECD: MSTI 01/2015, STI Scoreboard 2013. Berechnungen des ZEW.

Anteil staatlicher Finanzierung an den internen FuE-Ausgaben der Unternehmen in %



20�

I n n o v a t i o n s p o l i t i k  i n  D e u t s c h l a n d

land zu verlagern. Soweit IP-Boxen so ge-
staltet sind, dass sie Einkommen aus Pa-
tenten oder anderen Rechten an intellek-
tuellem Eigentum begünstigen, unabhän-
gig vom Ort der FuE-Tätigkeit, geht es im 
Kern um eine Positionierung im internatio-
nalen Wettbewerb um Steuerbemessungs-
grundlagen. Deutschland hat bislang auf 
die Einführung einer Patentbox verzichtet, 
könnte damit im Wettbewerb um interna-
tional sehr mobile Bemessungsgrundla-
gen allerdings ins Hintertreffen geraten. 
Ob sich die Einführung einer IP-Box fiska-
lisch lohnt, hängt letztlich davon ab, ob 
die Steueraufkommensverluste aus der re-
duzierten Besteuerung ohnehin im Inland 
angesiedelter und verbleibender Paten-
te oder anderer Rechte an intellektuellem 
Eigentum kleiner sind als der fiskalische 
Gewinn daraus, dass inländisches imma-
terielles Vermögen nicht abwandert oder 
ausländisches Vermögen hinzukommt. 
Ein Argument gegen die Einführung ei-
ner IP-Box in Deutschland verweist dar-
auf, dass dadurch der Wettbewerb um die 
Verlagerung immateriellen Eigentums in-
tensiviert werden könnte. Allerdings ha-
ben viele EU-Staaten bereits IP-Boxen ein-
geführt, darunter die großen EU-Staaten 
Frankreich, Italien, Spanien und das Ver-
einigte Königreich. Deutschland wäre al-
so eher ein Nachzügler.

Ob es sinnvoll ist, im Rahmen internati-
onaler Steuerkoordination auf die Eindäm-
mung von Patentboxen hinzuwirken, um 
die Intensität des Steuerwettbewerbs zu 
begrenzen, ist umstritten. Im Steuerwett-
bewerb kann Preisdifferenzierung ähnlich 
wie in privaten Märkten die Wettbewerbs- 
intensität reduzieren (Keen, 2001). Ob 
Forderungen, dass IP-Boxen abgeschafft 
bzw. in effektivere Formen der steuerlichen 
FuE-Förderung umgewandelt werden (vgl. 
Bräutigam et al., 2015), sich durchsetzen, 
bleibt abzuwarten. Um bis dahin negative 
Allokationseffekte von FuE für Deutschland 
durch die Steuerkonkurrenz des Auslands 
zu vermeiden, könnte eine Kompensation 
im deutschen Steuerrecht vorgesehen wer-
den. Dabei könnten in Deutschland getä-
tigte FuE-Ausgaben in einem ähnlichen 
Ausmaß die Steuerschuld in Deutschland 
mindern, wie dies durch IP-Boxen in an-
deren Ländern geschieht. Dieser Steuer-

satzvorteil, d.h. die Reduzierung des Ge-
winnsteuersatzes für IP-geschützte Erlöse, 
liegt in großen und mittelgroßen europäi-
schen Ländern zwischen 13 Prozentpunk-
te (Großbritannien) und 27 Prozentpunkte 
(Belgien) und im Mittel bei knapp 20 Pro-
zentpunkten (vgl. Evers et al., 2015). Aller-
dings liegen keine international vergleich-
baren Zahlen zum Umfang der in IP-Bo-
xen eingestellten Gewinne und damit zu 
den Gesamtkosten dieses Instruments vor.

Mit Blick auf die Nutzung der neuen 
technologischen Möglichkeiten der Digi-
talisierung durch KMU spielt neben der fi-
nanziellen Fähigkeit, in neue Technologien 
zu investieren, die Verfügbarkeit von Infor-
mationen über Kosten und Nutzen neuer 
digitaler Anwendungen eine entscheiden-
de Rolle. Hier können diffusionsorientierte 
Maßnahmen eine rasche Adoption unter-
stützen. Dazu zählen Demonstrationsein-
richtungen und Beratungsangebote.

2.1.2  �Innovative Unternehmens-
gründungen

Befunde
Innovative Unternehmensgründungen 

sind für ein hochentwickeltes Industrie- 
land aus mehreren Gründen von besonde-
rer Bedeutung. Sie erneuern den Unterneh-
mensbestand und tragen so zum Genera-
tionenwechsel im Unternehmenssektor 
bei. Gründungen ersetzen nicht erfolgrei-
che Unternehmen, die aus dem Markt aus-
steigen. Eine hohe Gründungstätigkeit ist 
daher Ausdruck des Wettbewerbs um die 
besten Lösungen und stimuliert gleichzei-
tig diesen Wettbewerb (Geroski, 1991). In-
novative Unternehmensgründungen brin-
gen oftmals neue Geschäftsideen in den 
Markt, erweitern damit das Produkt- und 
Dienstleistungsangebot und fordern die 
vorhandenen Unternehmen mit ihren In-
novationen heraus (Acs and Audretsch, 
1988, 2005). Gerade in neuen Technolo-
giefeldern, beim Aufkommen neuer Nach-
fragetrends und in den frühen Phasen der 
Nutzung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
für die Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren sind junge Unternehmen ein we-
sentlicher Motor für den technologischen 
Wandel (Acs et al., 2009). Sie eröffnen 

neue Marktnischen und können Innovati-
onsideen zum Durchbruch verhelfen, die 
in großen Unternehmen nicht aufgegrif-
fen werden (Schumpeter, 1934). Hierzu 
zählen beispielsweise bürokratische, die 
Durchsetzung von Innovationsideen hem-
mende Routinen, eine als zu niedrig einge-
schätzte Profitabilität neuer Geschäftside-
en, eine mangelnde Flexibilität zur Umstel-
lung von Produktion und Vertrieb auf die 
Anforderungen neuer Produkte, die sich 
stark vom bisherigen Produktspektrum un-
terscheiden, oder der Nischencharakter 
neuer Produkte mit für Großunternehmen 
zu geringen Marktvolumina. Letztlich tra-
gen innovative Unternehmensgründungen 
damit zum notwendigen technologischen 
Strukturwandel einer Volkswirtschaft bei.

Das Einbringen neuer Ideen in den 
Markt ist aber auch mit hoher Unsicher-
heit verbunden. Der Wettbewerb unter den 
jungen, innovativen Unternehmen und mit 
den bereits etablierten Unternehmen ist 
oft intensiv und nur ein Teil der neu ge-
gründeten Unternehmen kann sich im 
Markt behaupten. Und selbst die erfolg-
reichen innovativen Unternehmensgrün-
dungen nehmen ihre Türöffnerfunktion für 
neue Technologien oft nur vorübergehend 
wahr. Im Erfolgsfall werden sie immer wie-
der zu Übernahmeobjekten großer Unter-
nehmen, und die im Markt getesteten Ge-
schäftsideen werden in das Produktport-
folio der etablierten Unternehmen inte- 
griert. Dies muss für die Innovationsdyna-
mik nicht abträglich sein, da so neue Ide-
en und Technologien aus jungen Unter-
nehmen mit der Markterfahrung und den 
Produktions- und Distributionskapazitä-
ten der großen Unternehmen verbunden 
und weltweite Wachstumspotenziale ra-
scher genutzt werden können (Audretsch 
et al., 2006).

Ein nicht unbeträchtlicher Teil der inno-
vativen Unternehmensgründungen schei-
det allerdings relativ bald wieder aus dem 
Markt aus. Aber auch diese gescheiter-
ten Gründungen leisten einen Beitrag zum 
Strukturwandel. Denn die mit der Neugrün-
dung verbundenen Geschäftsideen und 
getesteten Innovationsmöglichkeiten ha-
ben dann entweder ihre Marktprobe nicht 
bestanden, wurden von etablierten oder 
anderen jungen Unternehmen übernom-
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men oder von anderen Unternehmen in 
verbesserter Form am Markt durchgesetzt.

Vor diesem Hintergrund ist die aktuel-
le Gründungsdynamik in Deutschland als 
besorgniserregend zu werten. Nicht nur, 
dass die Gesamtzahl der Unternehmens-
gründungen seit 2005 deutlich rückläu-
fig ist (Abbildung 15). Auch in jenen Bran-
chen, in denen sich besonders viele inno-
vative Gründungen finden und die für den 
Strukturwandel der deutschen Wirtschaft 
von großer Bedeutung sind, hat die Anzahl 
der Unternehmensgründungen stark nach-
gelassen. In der Spitzentechnologie (u.a. 
Computer, Elektronik, Messtechnik, Op-
tik, Pharma) belief sich die Zahl der Grün-
dungen in Deutschland in den Jahren 2011 
bis 2014 auf weniger als 60 Prozent des 
Werts des Jahres 2000. In der Hochwer-
tigen Technologie (u.a. Maschinen- und 
Fahrzeugbau, Elektrotechnik, Chemie) 
sanken die Gründungszahlen bis 2011 
ebenfalls in diesem Ausmaß, haben seit-
her aber wieder leicht zugenommen. In der 
Software erreichte die Zahl der Neugrün-
dungen in den Jahren 2013 und 2014 etwa 
70 Prozent des Niveaus von 2000. Beson-
ders ungünstig war die Entwicklung in den 
IT-Dienstleistungen. Hier wurden seit 2012 
weniger als 50 Prozent der Gründungszah-
len des Jahres 2000 erreicht.

Der Rückgang der Anzahl neu gegründe-
ter Unternehmen in den Technologiebran-

chen hat auch Rückwirkungen auf das In-
novationspotenzial der deutschen Wirt-
schaft. Denn eine große Zahl der Neugrün-
dungen baut ihren Markteintritt auf ori-
ginär neuen Innovationen – sogenann-
ten Marktneuheiten – auf. In der Software 
brachten z.B. 61 Prozent der in den Jah-
ren 2006 bis 2010 gegründeten Unterneh-
men in den ersten drei Jahren nach Grün-
dung eine solche Neuheit in den Markt. 
In der Hochwertigen Technologie lag die-
se Quote bei 57 Prozent, in der Spitzen-
technologie bei 39 Prozent. Im Mittel al-
ler Branchen hatten 28 Prozent der Grün-
dungen eine Marktneuheit im Angebot. Die 
verringerten Gründungszahlen reduzieren 
somit auch das Angebot an Innovationen 
und den Innovationswettbewerb um die 
besten Lösungen.

Die Ursachen für den Rückgang der 
Gründungszahlen in Deutschland sind 
vielfältig. Zwei wichtige Faktoren sind der 
demografische Wandel und die seit 2005 
günstige Entwicklung am deutschen Ar-
beitsmarkt. Der demografische Wandel be-
ginnt sich auf die Gründungstätigkeit in-
sofern langsam auszuwirken, als der Um-
fang der Alterskohorten abnimmt, in de-
nen typischerweise oft gegründet wird (das 
sind Personen zwischen 35 und 50 Jah-
ren). Indirekt trägt der demografische Wan-
del über die allmähliche Verringerung des 
Arbeitsangebots ebenfalls zu geringeren 

Gründungszahlen bei. Denn bei der auf-
grund der günstigen konjunkturellen Ent-
wicklung hohen Arbeitsnachfrage ergeben 
sich für viele Menschen gute Verdienst- 
und Karriereperspektiven in abhängiger 
Beschäftigung. Dies reduziert die Anrei-
ze, das Risiko einer Unternehmensgrün-
dung auf sich zu nehmen. Dies gilt beson-
ders stark für die Personen, die typischer-
weise innovative Unternehmen gründen, 
nämlich hoch qualifizierte Fachkräfte mit 
ingenieur-, natur- oder betriebswirtschaft-
licher Ausbildung. Sie sind am Arbeits-
markt sehr gefragt und können meist un-
ter vielen attraktiven Jobangeboten wäh-
len. Da die Arbeitsnachfrage bei starkem 
Wirtschaftswachstum besonders hoch ist, 
zeigt sich in den vergangenen eineinhalb 
Jahrzehnten in Deutschland eine antizy-
klische Bewegung der Gründungszahlen. 
In Phasen höheren Wirtschaftswachstums 
gehen sie deutlich zurück, in konjunkturell 
schwächeren Phasen bzw. Rezessionen 
steigen sie an. Diese Tendenz zeigt sich 
auch für die innovativen Branchen, wenn-
gleich nicht so stark ausgeprägt.

In innovativen Branchen und generell 
für innovative Gründungen kommt ein drit-
ter entscheidender Faktor neben Demogra-
fie und Arbeitsmarkt hinzu, nämlich die 
Verfügbarkeit finanzieller Mittel. Innovati-
ve Unternehmensgründungen stehen da-
bei vor einer doppelten Finanzierungshe-
rausforderung: Sie müssen nicht nur den 
Unternehmensstart und die Anfangsinves-
titionen zur Geschäftsaufnahme finanzie-
ren, sondern auch die risikoträchtige Ent-
wicklung innovativer Marktangebote. Bei 
ihnen vereinen sich somit die Finanzie-
rungshemmnisse für junge Unternehmen 
(keine Informationen aus der Vergangen-
heit über den Erfolg von Investitionen) mit 
jenen für innovative Unternehmen (Infor-
mationsasymmetrie über Erfolgsaussich-
ten des Innovationsprojekts, Ungewiss-
heit über technologische Machbarkeit und 
Marktakzeptanz).

Für beide Gruppen von Unternehmen 
gilt, dass die Innenfinanzierung die mit 
großem Abstand wichtigste Finanzierungs-
quelle ist, da sie am besten geeignet ist, 
Risiko zu tragen (Abbildung 16). Gleich-
zeitig ist sie in jungen, innovativen Unter-
nehmen notorisch knapp, da in den ers-
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Abbildung 15: Entwicklung der Anzahl Unternehmensgründungen 
in Deutschland 2000-2014

* Bruch in der Zeitreihe in der Software zwischen 2008 und 2009 aufgrund der Umstellung der Wirtschaftszweigsystematik. 
� Quelle: ZEW – Mannheimer Unternehmenspanel. Berechnungen des ZEW.
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ten Jahren kaum Erträge erzielt werden, die 
deutlich über den anfallenden Kosten lie-
gen würden. Dies ist auch der Grund, wa-
rum die Innenfinanzierung bei jungen in-
novativen Unternehmen einen geringeren 
Anteil als bei nicht innovativen hat. Alter-
nativen zur Innenfinanzierung als risiko- 
tragender Finanzierungsquelle gibt es al-
lerdings nur wenige: Einerseits können 
junge innovative Unternehmen auf exter-
ne Mittel der Eigentümer oder auf die fi-
nanzielle Unterstützung von Familie und 
Freunden zurückgreifen. Doch auch diese 
Quellen sind i.d.R. stark begrenzt. Öffent-
liche Fördermittel wären eine andere Al-
ternative. Doch viele gründungsorientier-

te Förderprogramme beschränken sich auf 
die Bereitstellung kleiner Geldbeträge für 
die unmittelbare Gründungsphase (Start-
finanzierungen), während FuE- und Inno-
vationsförderprogramme meist Bonitäts-
prüfungen verlangen, die für junge Unter-
nehmen selten zu bestehen sind.

Um diesen Finanzierungsrestriktionen 
junger, innovativer Unternehmen entge-
genzuwirken und die Wachstums- und Er-
tragspotenziale solcher Unternehmen zu 
nutzen, hat sich seit den 1980er Jahren in 
vielen Ländern ein institutioneller Wagnis-
kapitalmarkt (Venture Capital (VC) Markt) 
gebildet. Parallel dazu wurde an vielen 
Börsen ein Handelsplatz für technologie-

orientierte junge Unternehmen als ein we-
sentlicher Exitweg für VC-Investitionen ein-
gerichtet.

Ende der 1990er Jahre erreichten die 
Wagniskapitalinvestitionen einen Höhe-
punkt. Im Jahr 2000 überschritten sie ein 
Volumen von 125 Milliarden US-Dollar. 
Nach einem starken Rückgang auf rund 25 
Milliarden US-Dollar im Jahr 2003 stiegen 
sie wieder an und erreichten im Jahr 2014 
ein Volumen von über 60 Milliarden Euro.

Der mit Abstand wichtigste Wagniskapi-
talmarkt ist die USA. Im Jahr 2014 erhiel-
ten Unternehmen in den USA knapp 50 
Milliarden US-Dollar an Wagniskapitalin-
vestitionen. Das ist mehr als das Zehnfa-
che des VC-Investitionsvolumens in Euro-
pa (2014: rund 4,4 Milliarden US-Dollar). 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt er-
reichten die VC-Investitionen in den USA 
2,8 Promille (Abbildung 17). Das europä-
ische Land mit der höchsten Wagniskapi-
talintensität war Schweden mit 0,7 Promil-
le. Während sich der Wagniskapitalmarkt 
in den USA nach dem Einbruch durch die 
Finanz- und Wirtschaftskrise rasch erholt 
hat, zeigt sich in Europa keine Aufwärts-
dynamik.

Deutschland liegt bei den VC-Investiti-
onen in den vergangenen Jahren klar zu-
rück, was einen Teil der oben gezeigten 
schwachen Entwicklung bei Unterneh-
mensgründungen in innovativen Branchen 
erklären kann. Im Durchschnitt der Jahre 
2012 bis 2014 machten die VC-Investitio-
nen in Unternehmen in Deutschland nach 
der offiziellen Statistik der Europäischen 
Wagniskapitalvereinigung (EVCA) ledig-
lich 0,23 Promille des Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) aus  und damit etwa ein Zehn-
tel der Wagniskapitalintensität der USA 
(Abbildung 18). Unter den größeren Län-
dern in Europa liegen nur Spanien und Ita-
lien hinter Deutschland. China erreicht mit 
0,4 Promille einen doppelt so hohen Wert.

Allerdings unterschätzt die offiziel-
le Statistik das tatsächliche Volumen an 
VC-Investitionen in Deutschland erheblich, 
da sich seit 2010 der Wagniskapitalmarkt 
in Deutschland deutlich gewandelt hat. Es 
traten neue Investorengruppen jenseits 
der klassischen VC-Fonds in den Markt 
ein, wie z.B. große Unternehmen, die ei-
gene Venture-Fonds aufgelegt haben, aber 

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

innovativ 65 18 3 2 8 3 2

nicht innovativ 74 13 2 2 8 1

Innenfinanzierung (Cashflow)

Gesellschafterdarlehen, Eigenkapitalerhöhung etc.

Familie u. Freunde

öffentliche Fördermittel

Bankkredite

Beteiligungskapital (inkl. Mezzaninkapital)

Sonstige

Abbildung 16: Finanzierung von jungen Unternehmen in Deutschland 2013

Junge Unternehmen: Unternehmen, die in den Jahren 2010 bis 2013 gegründet wurden. Innovative Unternehmen: 
Unternehmen mit interner FuE-Tätigkeit.� Quelle: ZEW – Mannheimer Gründungspanel. Berechnungen des ZEW.
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Abbildung 17: Wagniskapitalinvestitionen 2007-2014

VC-Investitionen nach dem Sitzland der Unternehmen, die VC erhalten haben.� Quelle: EVCA, NVCA. Berechnungen des ZEW.
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auch Banken und andere Finanzinstituti-
onen sowie Privatpersonen. Diese neuen 
Akteure gehen in der Regel Co-Investments 
gemeinsam mit klassischen VC-Fonds ein 
und erhöhen damit das Investitionsvolu-
men je Investment erheblich. Für das Jahr 
2014 kann davon ausgegangen werden, 
dass diese neuen Investorengruppen in 
etwa dasselbe Volumen an VC-Investitio-

nen wie die klassischen VC-Fonds getätigt 
haben, sodass die Wagniskapitalinvestiti-
onen in Relation zum BIP in Deutschland 
bei knapp 0,5 ‰ lagen. Dies ist gleich-
wohl weiterhin ein erheblich niedrigerer 
Wert als in den USA.

Die hohen Wagniskapitalinvestitionen 
in den USA bei einem niedrigen Niveau in 
Deutschland und anderen europäischen 

Ländern haben Auswirkungen auf die Ent-
wicklung von Innovationen in verschiede-
nen Märkten. So beliefen sich die jährli-
chen VC-Investitionen in den USA im Be-
reich Software, Computer und Elektronik 
im Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 
auf fast 19 Milliarden Dollar, das sind 
1,118 ‰ des BIP (Tabelle 1). In Deutsch-
land waren es im gleichen Zeitraum laut 
offizieller Statistik lediglich 270 Millionen 
Euro pro Jahr, d.h. nur 0,042 ‰ des BIP.

Während lange Zeit ein Grund für die 
niedrigen VC-Investitionen in deutsche Un-
ternehmen der geringe Zufluss an Mittel 
in deutsche Wagniskapitalfonds war, hat 
sich diese Situation in den letzten Jah-
ren deutlich verbessert. Durch das aktuell 
niedrige Zinsniveau und die hohe Liquidi-
tät in internationalen Finanzmärkten stellt 
der Mittelzufluss in VC-Fonds derzeit kei-
nen zentralen Schwachpunkt dar. Gleich-
wohl existieren zahlreiche Herausforde-
rungen im Bereich der Finanzierung inno-
vativer Start-ups:
•	 Die meisten Investoren fokussieren sich 

auf Investitionen in eher späte Phasen 
(Expansion). Sie zielen dabei auf große 
Investitionen im Millionen-Euro-Bereich 
ab sowie auf Investitionen mit eher ge-
ringem Risiko und in relativ kurzer Frist 
zu erzielenden Erträgen.

•	 Start-ups mit eher geringem Erstfinan-
zierungsbedarf sowie Start-ups mit ori-
ginellen, jedoch stark risikobehafteten 
Geschäftsideen oder mit Geschäftside-

0,0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 3,5

Israel* 3,10

USA 2,12

Kanada* 0,77

Schweden 0,57

Finnland 0,55

Südkorea* 0,47

China* 0,40

Schweiz 0,34

Großbritannien 0,33

Frankreich 0,30

Dänemark 0,30

Niederlande 0,28

Japan* 0,28

Belgien 0,25

Deutschland 0,23

Australien* 0,19

Österreich 0,17

Spanien 0,10

Italien 0,04

Abbildung 18: Wagniskapitalinvestitionen 2012-2014 in ausgewählten Ländern

* 2012-2013 bzw. 2013 (China). VC-Investitionen nach dem Sitzland der Unternehmen, die VC erhalten haben. 
� Quelle: EVCA, NVCA, OECD. Berechnungen des ZEW.

VC-Investitionen in ‰ des BIP

Tabelle 1: Wagniskapitalinvestitionen 2012-2014 nach Sektoren der Unternehmen, die VC erhalten haben (in ‰ des BIP)

USA Deutschland Großbritannien Frankreich Niederlande Schweden Schweiz

Software, Computer u. Elektronik 1,118 0,042 0,058 0,065 0,044 0,128 0,025

Biotechnologie u. Medizin 0,455 0,058 0,104 0,074 0,157 0,192 0,288

Kommunikationstechnik/ 
-dienstleistungen 0,233 0,054 0,067 0,063 0,02 0,131 0,006

Industrie u. Energieversorgung 0,137 0,032 0,048 0,04 0,042 0,071 0,016

Konsumgüter/-dienstleistungen  
u. Einzelhandel 0,124 0,032 0,035 0,04 0,008 0,035 0,004

Finanzdienstleistungen 0,038 0,005 0,011 0,003 0,001 0,003 0,001

Unternehmensdienstleistungen 0,013 0,006 0,005 0,01 0,005 0,009 0,000

Sonstiges/nicht klassifiziert 0,006 0,001 0,001 0,002 0,005 0,004 0,000

Anmerkung: VC-Investitionen nach dem Sitzland der Unternehmen, die VC erhalten haben. Quelle: EVCA, NVCA. Berechnungen des ZEW.
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en, die eine längere Verlustphase vor-
sehen, weisen weiterhin einen schwie-
rigen Zugang zu Wagniskapital auf.

•	 Das Vorhandensein von Start-ups mit gu-
ten Geschäftsideen ist in Deutschland 
kein grundsätzlich limitierender Faktor 
für den Wagniskapitalmarkt. Allerdings 
war die Gründungsdynamik gerade im 
Bereich der besonders technologiein-
tensiven und innovativen Start-ups aus 
der Spitzentechnologie und dem IT-Sek-
tor rückläufig. Insbesondere ist die An-
zahl der Spinoff-Gründungen aus der öf-
fentlichen Forschung rückläufig: Wurden 
im Jahr 2000 rund 3.000 solcher Unter-
nehmen gegründet, liegt deren Zahl seit 
2012 unter 1.900 (Abbildung 19). Ein 
größerer Pool an solchen Gründungen 
könnte zusätzliches Wagniskapital (auch 
aus ausländischen Fonds) anziehen, das 
an Portfolioinvestitionen in eine größere 
Zahl von wissenschaftsbasierten Techno-
logie-Start-ups interessiert ist.

Mögliche Maßnahmen
Die öffentliche Förderung von Wagnis-

kapitalinvestitionen in Deutschland weist 
eine große Instrumentenvielfalt auf. Das 
2013 eingerichtete Programm INVEST hat 
in den ersten eineinhalb Jahren über 1.000 
Investoren unterstützt und damit ein VC-In-
vestitionsvolumen von knapp 60 Millionen 
Euro ausgelöst. Der Hightech Gründerfonds 
(inkl. Investitionen durch externe Fonds) 
erreicht ein ähnliches und der ERP-Start-
fonds der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(KfW) ein etwas niedrigeres Niveau. Mit 
dem Förderinstrument „ERP-Venture Ca-
pital-Fondsinvestments“ will die KfW pro 
Jahr rund 80 Millionen Euro in VC-Fonds in-
vestieren. Der mit 1 Milliarde Euro dotierte 
EIF/ERP-Dachfonds beteiligt sich an Wag-
niskapitalfonds, die einen Schwerpunkt 
auf junge Technologieunternehmen legen, 
und stellt außerdem Mittel für Investitionen 
durch Business Angels (European Angels 
Fund) und für Mezzanin-Dachfonds bereit. 
Zusammen stehen diese Maßnahmen des 
Bundes sowie die VC-Investitionsförderung 
der Bundesländer hinter fast der Hälfte der 
jährlichen VC-Investitionen in frühe Phasen 
in Deutschland. Es fehlt somit nicht an di-
rekten staatlichen Unterstützungsmaßnah-
men. Die öffentlichen Wagniskapitalinstru-
mente sind allerdings zu zersplittert. Jedes 
Instrument für sich genommen ist zu klein 
dimensioniert, um eine Portfolio-Strategie 
umzusetzen, die auch hochriskante, aber 
im Erfolgsfall sehr ertragsträchtige Invest-
ments eingeht. Dies kann gerade Start-ups 
im Bereich disruptiver Innovationen und 
Start-ups mit völlig neuen Geschäftsmo-
dellen hemmen. Hier wäre eine Bündelung 
der verfügbaren öffentlichen Mittel und ei-
ne risikoorientierte Strategie sinnvoll. Kon-
kret sollte der Hightech Gründerfonds um 
ein zusätzliches Segment ergänzt und ent-
sprechend finanziell ausgestattet werden. 
In diesem Segment sollen besonders risi-
koreiche, aber potenziell wachstumsstar-
ke Gründungen unterstützt werden. Hierfür 
sind pro Gründung eher geringe Investitio-

nen notwendig, wenngleich in Kauf zu neh-
men ist, dass ein großer Teil dieser Investi-
tionen später abzuschreiben ist.

Eine wichtige Rahmenbedingung für 
Wagniskapital sind liquide Exitkanäle. Da-
zu zählt allen voran ein Börsensegment 
(vgl. Expertenkommission Forschung und 
Innovation, 2015), an dem Wagniskapita-
lunternehmen ihre Beteiligungen an jun-
gen, expandierenden Technologieunter-
nehmen veräußern können. Hier empfiehlt 
sich die Einrichtung eines europaweiten 
Börsensegments, um so eine ausreichen-
de Anzahl an Börsengängen zu sichern.

Um das Angebot an technologiebasier-
ten Gründungen mit Alleinstellungsmerk-
malen im Markt und günstigen Wachs-
tumsperspektiven zu sichern, sind gerade 
auch Spinoff-Gründungen aus der Wissen-
schaft eine wichtige Quelle. Der Rückgang 
der Zahl der Spinoffs in den vergangenen 
15 Jahren trotz der zur Förderung von Wis-
senschafts-Spinoffs gesetzten Maßnah-
men auf Bundes- und Landesebene (u.a. 
mit dem Programm Exist) spiegelt zum Teil 
die Prioritätenverlagerung innerhalb des 
Wissenschaftssystems in Richtung exzel-
lenzorientierte Grundlagenforschung wi-
der. Hier ist sicherzustellen, dass Grund-
lagenforschung nicht im Widerspruch zur 
Verwertung von Forschungsergebnissen 
steht. Daher sollten Verwertungsmöglich-
keiten, die aus Grundlagenforschungser-
gebnissen entstehen, gefördert und Trans-
feraktivitäten z.B. im Rahmen von Evaluie-
rungen und Mittelzuweisungen entspre-
chend gewürdigt werden.

Ein weiterer relevanter Aspekt ist die 
Gründungskultur. Hier haben sich in den 
letzten Jahren viele Initiativen etabliert, die 
von Venture-Foren bis zu sektorspezifischen 
Gründungsinitiativen und Start-up-Szenen 
(wie z.B. Startnext in der Kreativwirtschaft) 
reichen. Zunehmende Beachtung finden 
außerdem internationale Online-Plattfor-
men wie Kickstarter. Wesentliche Elemen-
te einer Gründungskultur sind die Bereit-
schaft von Gründern und ihren Geldgebern, 
Risiko zu übernehmen, einen langen Atem 
zur Umsetzung von Gründungsideen zu ha-
ben und auch ein mögliches Scheitern von 
Gründungsprojekten in Kauf zu nehmen. 

Um die Anzahl neu gegründeter innova-
tiver Unternehmen in Deutschland zumin-
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Abbildung 19: Forschungsbasierte Spinoff-Gründungen aus der Wissenschaft  
in Deutschland 1996-2014

Quelle: ZEW Spinoff-Befragung 2001, ZEW Spinoff-Befragung 2007, Mannheimer Gründungspanel. Berechnungen des ZEW.
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dest zu stabilisieren, ist angesichts des de-
mografischen Wandels und des steigen-
den Bedarfs an beruflich und akademisch 
qualifizierten Fachkräften eine Förderung 
von Gründungen bei weiter fallendem Fach-
kräfteangebot kein Ausweg. Hier kann ei-
ne Zuwanderungspolitik gegensteuern, die 
auch gezielt Zuwanderer anspricht, die in 
Deutschland innovative Unternehmen grün-
den möchten. Zwar gibt es bereits die Mög-
lichkeit der Zuwanderung, um in Deutsch-
land ein Unternehmen zu gründen. Die-
se wird jedoch in der Praxis kaum genutzt 
bzw. werden kaum entsprechende Einrei-
sebewilligungen ausgestellt. Hier sollte, im 
Rahmen der interministeriellen Zusammen-
arbeit, den Auslandsvertretungen Deutsch-
lands Unterstützung gegeben werden, um 
zum einen potenzielle Gründer innovati-
ver Unternehmen über die Zuwanderungs-
möglichkeit zu informieren und zum ande-
ren entsprechende Einreiseanträge fach-
kundig beurteilen zu können.

2.2  �Staatliche Investitionen  
in Infrastruktur und Bildung

2.2.1  Breitbandausbau 

Befunde
Sowohl auf Ebene der Europäischen 

Union als auch in den einzelnen EU-Mit-
gliedsstaaten gibt es schon seit Jahren 
ambitionierte Ausbau- und Diffusionszie-
le für hochleistungsfähige moderne Breit-
bandinternetinfrastrukturen und -dienste. 
Die Europäische Kommission formuliert in 
ihrer „Digitalen Agenda für Europa“ (DAE) 
solche als eine ihrer sieben Maßnahmen 
zur Wiederbelebung der europäischen 
Wirtschaft im Rahmen der „Europe 2020“ 
Strategie: „[E]s soll sichergestellt werden, 
dass bis 2020 i) alle Europäer Zugang zu 
viel höheren Internetgeschwindigkeiten 
von über 30 Mbit/s haben und ii) mindes-
tens 50 Prozent aller europäischen Haus-
halte Internetzugänge mit über 100 Mbit/
s haben.“7 Auf nationaler Ebene besteht 

7  Europäische Kommission (2010, §2.4), Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen Eine Digitale Agenda für Europa, 
KOM/2010/0245 endg., Brüssel.

das Ziel der Digitalen Agenda der Bundes-
regierung darin, 50 Mbit/s bis Ende 2018 
flächendeckend in allen deutschen Haus-
halten zu verwirklichen.8 

Mit diesen Maßnahmen verfolgen die 
Europäische Kommission als auch die Bun-
desregierung mittelfristige Wachstumszie-
le. Neue IKT-Anwendungen wie Cloud Com-
puting oder Big Data und Industrie 4.0 auf 
Unternehmensseite, aber auch Video on 
Demand oder eHealth profitieren vom ex-
ponentiellen Wachstum der Rechen- und 
Speicherkapazität, jedoch erfordern sie 
auch immer leistungsfähigere Internetinf-
rastrukturen. Die Folge sind immer höhere 
Anforderungen an die Datenübertragungs-
kapazität in mobilen („drahtlosen“) und 
leitungsgebundenen Internetverbindun-
gen. Wirtschaft und Politik erwarten vom 
Ausbau neuer Internetinfrastrukturen und 
von der Verbreitung darauf basierender An-
wendungen Innovationsimpulse sowie ho-
he Produktivitäts- und Wachstumspoten-
ziale, wie diese für die Breitbandvorgän-
gertechnologien auch hinreichend empi-
risch belegt sind.9

Zur Erreichung der gesetzten Breit-
bandziele wird zudem jeweils im Sinne 
der Technologieneutralität und insbeson-
dere der Kosteneffizienz ein marktoptima-
ler Technologie-Mix von leitungsgebunde-
nen und drahtlosen Breitbandrealisierun-
gen angestrebt: So erwartet man über den 
Einsatz der aktuell leistungsfähigsten mo-
bilen Breitbandtechnologie “Long Term 
Evolution“ (LTE) für den ländlichen Raum 
eine langfristig nahezu flächendeckende 
Versorgung mit mobilen Breitbanddiens-
ten. Die aktuelle Situation in Deutschland 
zeigt allerdings gemäß dem vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur zur Verfügung gestellten „Breit-
bandatlas“, dass in den allermeisten Re-
gionen Deutschlands nur bis zu 10 Pro-
zent der Haushalte mit schnellen Mobil-

8  Nähere Informationen zur deutschen Breitbandinitiative 
sind zu finden unter: http://breitbandinitiative.de/news/
herbstkonferenz-der-deutschen-breitbandinitiative-2014 
-l-digitale-infrastruktur-breitband-2018-und-danach, abge-
rufen am 29.01.2016.
9  In Bezug auf bisherige Breitband- bzw- Telekommuni-
kationsinfrastrukturen im Generellen gibt es eine Reihe 
von empirischen Belegen, vgl. etwa Röller & Waverman 
(2001), Garbacz & Thompson (2007), Koutroumpis (2009) 
oder Czernich et al. (2011). Gruber et al. (2014) schätzen 
den ökonomischen Nutzen der Umsetzung der DAE.

funkinternetverbindungen (≥ 50 Mbit/s) 
mit Stand Ende 2014 versorgt sind (Abbil-
dung 20). Daher wird mittelfristig zur Zie-
lerreichung in 2018 wohl der Großteil der 
schnellen Internetverbindungen über lei-
tungsgebundene Breitbandzugänge reali-
siert werden müssen.10

Abbildung 21 zeigt die Diffusion von 
leitungsgebundenen Breitbandrealisie-
rungen im OECD-Vergleich für das Jahr 
2014. Hierin wird zudem nach den rele-
vanten technologischen Szenarien im Be-
reich des Glasfaserausbaus unterschie-
den: Auf traditionellen Telekommunikati-
onsanschlussnetzen wurden bislang mit-
tels der DSL-Übertragungstechnologie die 
ursprünglich zur Übertragung von Sprach-
telefonie errichteten Kupferdoppeladeran-
schlussnetze breitbandtauglich gemacht. 
Jedoch können Glasfaserleitungen (Licht-
wellenleiter) erheblich höhere Bandbrei-
ten übertragen. Wenn dieser Ersatz voll-
ständig erfolgt, dann spricht man von „Fi-
bre to the Home“ (FTTH). Alternativ kann 
aber auch nur der Abschnitt der Anschluss- 
infrastruktur bis zum Gebäude durch Glas-
faser ersetzt werden („Fibre to the Buil-
dung“ – FTTB). Sowohl FTTH- als auch FTTB- 
Zugangsrealisierungen ermöglichen der-
zeit die höchsten Bandbreiten und wer-
den von daher auch als „ultra-schnelles 
Internet“ bzw. mit der Abkürzung „Fibre to 
the Premises“ (FTTP) bezeichnet. Mit „Fi-
bre to the Cabinet“ (FTTC) werden hinge-
gen VDSL-basierte Hybridtechnologien be-
zeichnet, womit die von Glasfaserleitun-
gen zu überwindende Strecke deutlich kür-
zer ist, was zu anteilig geringeren Kosten 
und Investitionsvolumina je Kunde führt, 
jedoch auch zu geringeren Übertragungs-
geschwindigkeiten. Eine weitere Hybrid-
technologie stellt zudem auch die schnel-
le Übertragung von Daten über bestehen-
de Kabelfernsehnetze auf Basis der Tech-

10  Zwar bietet LTE bereits Bandbreiten, die den leitungs-
gebundenen Hybridnetzen zunehmend vergleichbar sind, 
dennoch gibt es in technologischer Hinsicht auch – teils 
persistente – Unterschiede (Luftschnittstelle als „shared 
medium“ etc.), die entsprechende Qualitätsunterschiede 
bedingen. Zudem gibt es im internationalen Vergleich noch 
eine relativ hohe Varianz in den LTE-Abdeckungsraten (Ar-
nold & Tenbrock, 2014). Aus diesen Gründen wurde bis-
lang von regulatorischer Seite davon ausgegangen, dass 
mobile und leitungsgebundene Breitbanddienste  
– jedenfalls gegenwärtig und mittelfristig – noch nicht als 
hinreichend substituierbar anzusehen sind.

http://breitbandinitiative.de/news/herbstkonferenz-der-deutschen-breitbandinitiative-2014-l-digitale-infrastruktur-breitband-2018-und-danach
http://breitbandinitiative.de/news/herbstkonferenz-der-deutschen-breitbandinitiative-2014-l-digitale-infrastruktur-breitband-2018-und-danach
http://breitbandinitiative.de/news/herbstkonferenz-der-deutschen-breitbandinitiative-2014-l-digitale-infrastruktur-breitband-2018-und-danach
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nologie DOCSIS 3.011 dar. Während mit FT-
TH/B glasfaserbasiertes Breitbandinternet 
im engeren Sinne (ultra-schnelles Inter-
net/“future-proof“) bezeichnet wird, wer-
den nachfolgend alle genannten leitungs-
gebundenen Ausbauszenarien mit der Ab-
kürzung FTTx bezeichnet.

11  DOCSIS steht für Data Over Cable Service Interface Spec-
ification.

Wie in vielen anderen OECD-Mitglieds-
staaten zeigt sich auch für Deutschland, 
dass der bisherige leitungsgebundene 
Glasfaserausbau ganz überwiegend auf den 
beiden kostengünstigen Hybridtechnologi-
en in Verbindung mit einer qualitativ hoch-
wertigen Kupfer- (inkl. VDSL) und Kabelinf-
rastruktur (inkl. DOCSIS 3.0) vorangetrieben 
wird. Kostenintensive FTTP-Zugangsrealisie-
rungen sind bislang nur in geringem Aus-

maß zu beobachten, dies gilt sowohl bei 
den von Konsumenten nachgefragten Breit-
banddiensten (Abbildung 21) als auch bei 
den angebotsseitig zur Verfügung gestell-
ten Kapazitäten (Abbildung 22). 

In Hinblick auf die deutsche Marktsi-
tuation forciert das ehemalige Monopol- 
unternehmen und seit Marktliberalisie-
rung der sektorspezifischen Regulierung 
unterliegende Unternehmen Deutsche Te-
lekom insbesondere den Ausbau mittels 
verschiedener FTTC/VDSL-basierter Tech-
nologien („second life copper technolo-
gies“), wohingegen die Aufrüstung von 
Kabel-TV-Netzen auf Basis von DOCSIS 
3.0 vor allem von den Unternehmen Ka-
bel Deutschland/Vodafone und Unityme-
dia/KBW forciert wird (FTTH Council Euro-
pe 2015). Zieht man alle existierenden  
FTTx-Ausbautechnologien  heran (Abbil-
dung 22), so würden im Durchschnitt be-
reits alle deutschen Haushalte mit Ende 
2014 über einen schnellen Internetan-
schluss verfügen.12 Hierbei ist jedoch an-
zumerken, dass mit dieser Durchschnitts-
betrachtung nicht auch gleichzeitig eine 
flächendeckende Versorgung aller deut-
schen Haushalte gemäß nationalem Breit-
bandziel erreicht ist, und zudem ist zumin-
dest derzeit bei den im Markt vorhandenen 
Hybridtechnologien aufgrund von techni-
schen Limitationen unklar, inwiefern ei-
ne Bandbreite von ≥ 50 Mbit/s auch für 
jeden einzelnen Nutzer durchgängig ge-
währleistet sein wird (FTTH Council Eu-
rope, 2013, S. 10-12). Für den Fall von 
Deutschland sind beispielsweise „nur“ ca. 
74 Prozent bzw. ca. 66 Prozent der deut-
schen Haushalte mit Bandbreitenklassen 
von ≥ 30 Mbit/s bzw. ≥ 50 Mbit/s mit Ende 
des Jahres 2014 versorgt sind. Unter Ein-
beziehung hochleistungsfähiger mobiler 
Breitbandlösungen (LTE) würden sich die-
se Werte geringfügig erhöhen (von 74,0 
Prozent auf 74,6 Prozent bzw. von 66,1 
Prozent auf 66,4 Prozent; TÜV Rheinland 
2014, S. 5-6). Somit ist es aus heutiger 
Sicht fraglich, inwiefern die existierenden 
Marktbedingungen ausreichend sein wer-

12  Gerade in städtischen Bereichen besteht vielfach be-
reits eine Mehrfachversorgung mit leistungsfähigen FTTC- 
und Kabelinternetanschlüssen bei Haushalten. Zudem 
sind in Abbildung 22 auch Anschlusszahlen von Unterneh-
men enthalten.

Abbildung 20: Breitbandverfügbarkeit der Haushalte in Deutschland  
mit drahtlosen Technologien ab 50 Mbit/s

Anmerkung: Verfügbarkeit in Prozent der Haushalte. Angabe in Mbit/s bezieht sich auf die Downloadgeschwindigkeit. 
Quelle: Geoinformation, Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (www.bkg.bund.de), Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur, TÜV Rheinland, K-Nr: BRD-TÜV-2015-200-50-1. Stand: Mitte 2015.
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den, um bis 2018 eine 100 Prozent Breit-
bandversorgung der Haushalte mit zumin-
dest 50 Mbit/s Übertragungsgeschwindig-
keit zu erreichen. Der nächste Abschnitt 
diskutiert daher Maßnahmen, um zusätz-
liche Investitionsanreize auf Seiten der In-
frastrukturanbieter zu setzen, als auch öf-
fentliche Fördermaßnahmen speziell für 

die Breitbandversorgung in nicht profita-
blen Ausbauregionen.

Mögliche Maßnahmen
Die Erneuerung bestehender Breitband-

infrastruktur bzw. deren (teilweiser) Ersatz 
durch Glasfasernetze erfordert sehr ho-
he Investitionsvolumina und geht mit ho-

hen Investitionsrisiken einher. Daher stellt 
sich die Frage nach der optimalen Gestal-
tung regulatorischer und wettbewerbspoli-
tischer Rahmenbedingungen, die effizien-
te Investitionen fördern und Investitionsri-
siken minimieren sollten. Hinsichtlich der 
Anreize, neue Kommunikationsinfrastruk-
tur zur Verfügung zu stellen, ist zunächst 
die Auswirkung sektorspezifischer Regu-
lierungsverpflichtungen auf die dynami-
sche Effizienz zu untersuchen. Neben den 
sektorspezifischen Institutionen (Regulie-
rungsbehörden) wird aber auch den öffent-
lichen Gebietskörperschaften eine zentra-
le Rolle im Rahmen von öffentlichen För-
dermodellen zukommen, vor allem in Hin-
blick auf regional nur schwer erschließba-
re bzw. für potenzielle Investoren unprofi-
table Gebiete („Weiße Flecken“).

Sektorspezifische Regulierung 
Ein regulatorischer Eingriff kann die 

Wirtschaftlichkeit einer Investition und 
damit den Anreiz, eine solche auch zu tä-
tigen, in unterschiedlicher Hinsicht be-
einflussen: Das primäre Ziel einer Wett-
bewerbsregulierung ist es, nachhaltigen 
Wettbewerb zu schaffen, etwa indem al-
ternativen Betreibern der Zugang zu einer 
Bottleneck-Infrastruktur ermöglicht wird. 
Die dabei zumeist erforderliche Anord-
nung von regulierten (z.B. kostenorien-
tierten) Entgelten für Vorleistungsproduk-
te wird typischerweise die erzielbaren Erlö-
se des regulierten Unternehmens schmä-
lern und damit auch die Möglichkeit zur 
Erzielung von ökonomischen Übergewin-
nen beschränken. 

Ebenso kann die Kostensituation durch 
konkrete regulatorische Auflagen beein-
flusst werden. Bislang regulierte Unterneh-
men wie Deutsche Telekom fordern daher 
für den weiteren Glasfaserausbau erheb-
liche Regulierungserleichterungen oder 
auch eine gänzliche Regulierungsfreistel-
lung („Regulatory Holidays“) als notwen-
dige Investitionsanreize. Demgegenüber 
sehen Breitbanddiensteanbieter, die nur 
auf Basis sektorspezifischer Vorleistungs-
regulierungen den Endkunden Breitband-
dienste offerieren können, umgekehrt die 
Gefahr einer (neuen) monopolistischen 
Infrastruktur und deren unverhältnismä-
ßigen Stärkung. 
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Abbildung 21: Diffusion von leitungsgebundenen Breitbandanschlüssen nach  
Anschlusstechnologien

Lesehilfe: In Deutschland liegt die Diffusion von Breitbandanschlüssen bei rund 35 Prozent (35,4 Personen je 100 Einwoh-
ner), wobei der Großteil davon auf DSL- (28,3 Prozent) und Kabelanschlüssen (6,7 Prozent) basiert. Stand Juni 2014.�  
� Quelle: OECD 2015a
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Vor allem die empirische Evidenz13 lässt 
erkennen, dass sektorspezifische Regu-
lierung mit einem trade-off zwischen sta-
tischer und dynamischer Effizienz einher-
gehen dürfte. In Hinblick auf dynamische 
Effizienz dürfte dies vor allem bei den tech-
nologisch zukunftssicheren FTTH/B Breit-
bandzugangsrealisierungen gegeben sein. 
Hierin wären Maßnahmen zu empfehlen, 
die zusätzliche Investitionsanreize setzen, 
wie insbesondere die Koordination und 
Förderung von Ko-Investitionsmodellen 
und Mechanismen zur Risikoteilung beim 
Netzausbau. Solche Maßnahmen sind ins-
besondere dann zu befürworten, wenn 
ansonsten monopolistische Marktstruk-
turen in bestimmten Marktbereichen re-
sultieren würden („Graue Flecken“). Bei 
Kooperationen im Glasfaserausbau wäre 
zum einen an gemeinsame Errichtungen 
von Infrastrukturen zu denken, zum ande-
ren an Kooperationen im Sinne von parti-
ellen oder ausschließlich finanziellen Be-
teiligungen bei regulierten oder freiwil-
ligen Zugangsgewährungen. Schließlich 
gibt es eine Reihe von geografischen Re-
gionen, in der selbst für monopolistische 
Anbieter ein Ausbau nicht profitabel sein 
würde (Weiße Flecken). Um hier dennoch 
eine Versorgung schneller Internetverbin-
dung zu realisieren, müssten öffentliche 
Fördermaßnahmen vorgesehen werden.

Öffentliche Fördermaßnahmen
Öffentliche Fördermaßnahmen für den 

Ausbau hochleistungsfähiger Breitban-
danschlussnetze sind in ökonomischer 
Hinsicht vor allem mit Verweis auf positi-
ve Externalitäten zu rechtfertigen. So wird 
in Bezug auf den Glasfaserausbau argu-
mentiert, dass hochbitratige Anschluss-
netze positive, weil effizienzfördernde 
bzw. kostensenkende, Effekte für ande-
re Wirtschaftssektoren mit sich bringen 
würden. Das Marktversagen resultiert da-
raus, dass private Investoren dafür nicht 
entsprechend über den Marktmechanis-
mus entgolten werden. Förderungen wären 
zum anderen auch angesichts der gesell-
schaftlichen Gefahr eines weiteren Ausei-

13  Der Leser sei auf den aktuellen Literaturüberblick in Brig-
lauer et al. (2015) für eine detailliertere Diskussion der ein-
zelnen theoretischen und empirischen Beiträge verwiesen.

nanderdriftens in der räumlichen Verbrei-
tung von schnellen Internetzugängen („Di-
gital Divide“) zu rechtfertigen. Angesichts 
nötiger Dichtevorteile wird dies insbeson-
dere auf regional schwer erschließbare Ge-
biete (Weiße Flecken) zutreffen.

Tabelle 2 im Anhang gibt einen Über-
blick zu Fördermaßnahmen der öffentli-
chen Gebietskörperschaften in ausgewähl-
ten Ländern sowie zu Fördermaßnahmen 
aus Mitteln der Europäischen Kommissi-
on für den Ausbau von FTTx-Netzen.14 Die 
Spalte „Zeitraum“ benennt die Jahre, wäh-
rend derer die Fördermaßnahmen getätigt 
und die Ziele der jeweiligen Regierung er-
reicht werden sollen. Diese Ziele sind hin-
sichtlich Abdeckung von Haushalten und 
der zu erreichenden Mindestgeschwindig-
keit in den nächsten beiden Spalten wie-
dergegeben. Die Spalte „Öffentliche Mit-
tel“ beschreibt die Volumina der Förder-
maßnahmen, soweit diese mit den Zielen 
angekündigt wurden. Während sich die 
Abdeckungs- und Geschwindigkeitsziele 
in der Regel auf nationale Breitbandstra-
tegien beziehen, beinhalten die öffentli-
chen Mittel auch regionale Maßnahmen, 
die nicht im nationalen Plan festgehalten 
sind. In mehreren Fällen können die ver-
anschlagten öffentlichen Mittel nicht klar 
nach FTTx und grundlegender Breitband-
förderung getrennt werden. 

Wie erwähnt, sieht die Bundesregie-
rung in Deutschland flächendeckende An-
schlüsse ans schnelle Internet (mindes-
tens 50 Mbit/s) bis Ende 2018 als Ziel 
vor. Veranschlagt wurden dazu unter an-
derem 600 Millionen Euro in der Bundes-
rahmenregelung Leerrohre. Darüber hin-
aus wurden aktuell in einem Bundesför-
derprogramm Mittel in Höhe von 2,7 Mil-
liarden Euro zur Verfügung gestellt, um 
einen flächendeckenden Ausbau in bis-
lang nicht versorgten Gebieten bis 2018 
zu erzielen. Aber auch durch Fördermittel 
der Europäischen Union wurde die Unter-
stützung des Breitbandausbaus in euro-
päischen Mitgliedsstaaten in den Jahren 
2003 bis 2010 vorangetrieben. So bewil-
ligte die Europäische Kommission den Mit-
gliedsstaaten in den Jahren 2003 bis 2010 

14  Die einzelnen Quellennachweise sind im Anschluss 
an  Tabelle 2 im Anhang aufgelistet.

insgesamt 3,3 Milliarden Euro für den Aus-
bau von Glasfasernetzen. Zusätzlich stell-
te die Europäische Kommission von 2007 
bis 2010 weitere 2,3 Milliarden Euro aus 
eigenen Mitteln zur Verfügung. Die meis-
ten Förderverträge beinhalten dabei fixe 
Vorgaben zu Ausbauzielen und Qualitäts-
parametern, also insbesondere zu Verfüg-
barkeit und Übertragungsgeschwindigkeit 
der Glasfasernetze. Im Gegensatz dazu be-
inhalten Fördermaßnahmen in der EU kei-
ne expliziten Vorgaben zu der Technolo-
gie, welche von Unternehmen verwendet 
werden sollten, um die definierten Quali-
tätsparameter zu erreichen. In ihren Leit-
linien zu staatlichen Beihilfen im Zusam-
menhang mit dem schnellen Breitband-
ausbau schreibt die Europäische Kommis-
sion den Mitgliedsländern bei Ausschrei-
bungen vielmehr Technologieneutralität 
vor, die sie wie folgt definiert: „Angesichts 
dieser unterschiedlichen technischen Lö-
sungen zur Breitbandversorgung sollte bei 
einer Ausschreibung keine der möglichen 
Technologien oder Netzplattformen be-
vorzugt oder ausgeschlossen werden. Die 
Bieter sollten berechtigt sein, die Versor-
gung mit den geforderten Breitbanddiens-
ten unter Nutzung einer (Kombination von) 
Technologie(n) vorzuschlagen, die sie als 
am besten geeignet erachten. Die Bewilli-
gungsbehörde ist berechtigt, die am bes-
ten geeignete technische Lösung oder ei-
nen Technologiemix auf der Grundlage der 
objektiven Ausschreibungskriterien aus-
zuwählen. Grundsätzlich kann eine uni-
verselle Breitbandabdeckung in größe-
ren Zielgebieten durch eine Kombination 
verschiedener Technologien erreicht wer-
den“ (Europäische Kommission, 2013, Ab-
schnitt 3.4, Paragraph 78, Ziffer e). Damit 
sind alle zuvor genannten leitungsgebun-
denen FTTx-Technologien sowie grundsätz-
lich auch leistungsfähiges mobiles Breit-
bandinternet (LTE) mitumfasst.

Im internationalen Vergleich ist der ge-
genwärtige Zielerreichungsgrad (Tabel-
le 2: Öffentliche Fördermaßnahmen für 
den Ausbau von NGA Netzen bzw. Abbil-
dung 21 und Abbildung 22) in den ein-
zelnen Mitgliedsstaaten stark unter-
schiedlich. Dies liegt an den unterschied-
lich ambitionierten Zielsetzungen so-
wie an den jeweils gewählten Ausbau- 
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szenarien. In Deutschland wurde die für 
das Jahr 2014 vorgesehene Versorgungs-
quote von 75 Prozent der Haushalte mit  
≥ 50 Mbit/s mit einer tatsächlichen Versor-
gung von ca. 66 Prozent nicht erreicht. Da 
man realistischerweise von deutlich an-
steigenden Grenzkosten im weiteren Flä-
chenausbau ausgehen muss, wird die für 
2018 normativ gesetzte Versorgungsquo-
te von 100 Prozent in der Tat nur in Ver-
bindung mit den dafür bereit gestellten 
Fördermitteln sowie mit dem vorhande-
nen Technologiemix zu erreichen sein. So 
können auch auf Basis von FTTC/Vectoring 
Haushalte mit einem Abstand von 550 Me-
tern bis zum Kabelverzweiger mit Band-
breiten bis zu 50 Mbit/s versorgt werden 
(Goldmedia, 2013, S. 13). Generell soll-
ten, um eine kosteneffiziente Versorgung 
zu gewährleisten, alle technologisch ver-
fügbaren Breitbandlösungen in Betracht 
gezogen werden; neben den unterschied-
lichen leitungsgebundenen Netzwerkar-
chitekturen wären dies in Ergänzung vor 
allem auch drahtlose Zugangsrealisierun-
gen, die im ländlichen Raum einen kom-
parativen Kostenvorteil ausweisen. Hier-
in wäre (neben LTE) insbesondere auch 
das kostenlose zur Verfügung stellen so-
genannter „Hotspots“/„OpenWLAN“ um-
fasst, womit auch in ansonsten nur sehr 
kostenaufwendig erschließbaren Regionen 
ein ubiquitärer Zugang mit einer Vielzahl 
an Endgeräten ermöglicht würde.

Staatliche Förderaktivitäten erfolgten 
im internationalen Vergleich bislang in 
Form von diversen Finanzierungsmodel-
len, Nachfragestimuli bis hin zur (staatli-
chen) Errichtung und zum Betrieb von FT-
Tx-Netzen. Bei den Finanzierungsmodellen 
kommen neben den direkten Mitteln aus 
öffentlichen Haushalten vor allem auch be-
günstigte Kreditvergaben und Private Pu-
blic Partnerships (PPP) in Frage. Letztere 
erscheinen als öffentlich-private Partner-
schaft gerade bei der Errichtung von gro-
ßen und riskanten Investitionsprojekten 
als besonders attraktiv, da diese zu einer 
entsprechenden Verteilung und Minderung 
von Investitionsrisiken führen sollten. Die 
Rolle der öffentlichen Gebietskörperschaf-
ten bezieht sich hierin typischerweise auf 
die (Teil-)Finanzierung und Koordination 
von Ausbauprojekten.

So begann etwa die australische Re-
gierung, gezielt im Rahmen eines PPP-Mo-
dells ein nationales Glasfasernetz basie-
rend auf FTTP-Netzarchitekturen auszubau-
en, das 90 Prozent der Bevölkerung mit bis 
zu 100 Mbit/s versorgen sollte. Nach einer 
erneuten Analyse hat sich die Regierung 
in 2014 jedoch dazu entschieden, insbe-
sondere die hybriden FTTx-Netzarchitektu-
ren zu nutzen, nicht zuletzt wegen massi-
ver Einsparungen von 16 Milliarden USD 
und schnellerer Umsetzungszeiten (OECD, 
2015a). Ebenfalls in 2009 hatte die Regie-
rung Neuseelands Fördermittel bereitge-
stellt, um 75 Prozent der Bevölkerung mit 
100 Mbit/s zu versorgen, wobei mindes-
tens 90 Prozent der ländlichen Bevölke-
rung mit 5 Mbit/s15 versorgt werden sollen. 
Um dies zu ermöglichen, nutzt der neusee-
ländische Anbieter Chorus beispielsweise 
eine Kombination aus ADSL2+, VDSL und 
Point-to-Multipoint FTTP-Technologien.

Ähnlich ambitionierte Ausbauziele wer-
den in Europa etwa in Island verfolgt mit 
100 Mbit/s für 99 Prozent der Haushal-
te im Jahr 2022 (OECD, 2015a). In den 
USA hat die Regulierungsbehörde „Federal 
Communications Commission“ bereits im 
National Broadband Plan von 2010 ange-
kündigt, dass innerhalb eines Jahrzehn-
tes mindestens 100 Millionen Haushalte 
mit 100 Mbit/s Download- und 50 Mbit/s 
Uploadgeschwindigkeit versorgt sein soll-
ten. Während jedoch grundlegendes Breit-
band mit 4 Mbit/s in weißen Gebieten un-
terstützt wird, sind keine weiteren Förder-
mittel für den Ausbau von Glasfasernet-
zen bekannt. Eine Interpretation der Förde-
rung von Basisbreitbandnetzen wäre dabei 
die Erweiterung sogenannter Universal-
dienstleistungen von der ursprünglich ge-
nerellen Verfügbarkeit von schmalbandi-
gen Telekommunikationsdienstleistungen 
auf nunmehr Breitbanddienstleistungen 
(Vogelsang 2013, S. 248-49). Eine derar-
tige Grundversorgung von Basisbreitband- 
anschlüssen war im Falle Deutschlands 
bereits bis Ende 2012 mit einer beinahe 
vollständigen Versorgung aller Haushalte 
(99,7 Prozent) mit mindestens 1 Mbit/s 

15  Aus Gründen der Vergleichbarkeit ist hier auf das für 
Neuseeland spezifische Messverfahren hinzuweisen (Hin-
weis aus persönlicher Kommunikation mit Ingo Vogelsang).

gegeben (Goldmedia, 2013, S. 4). In der 
Tat ist darauf hinzuweisen, dass für den 
Universaldienst immer nur gewisse tech-
nische Mindeststandards festgelegt wur-
den, und somit auch in Bezug auf Breit-
banddienste im Rahmen eines Universal-
dienstes in erster Linie technische Min-
deststandards vorzusehen wären, die ei-
ne gesellschaftliche und politische Parti-
zipation aller Bevölkerungsteile ermögli-
chen. Technologische Maximalstandards, 
wie etwa die flächendeckende Versorgung 
mit FTTP-Anschlüssen, wären damit nicht 
umfasst. Bei allen öffentlichen Fördermaß-
nahmen ist zudem darauf zu achten, dass 
es – auch mittel- und langfristig – zu kei-
nen Verzerrungen von privaten Investitio-
nen kommen darf. Dies gilt gerade auch 
für das zukünftige Potenzial von mobilen 
Breitbanddiensten, denen zudem staatli-
che Frequenzauflagen für die Versorgung 
von ländlichen Regionen zugrunde gelegt 
wurden, und die somit – analog zu schmal- 
bandigen Kommunikationsdiensten – 
auch den Universaldienst für Breitband-
dienste langfristig obsolet machen könn-
ten (Vogelsang 2013, S. 251). 

Schließlich sollten aus Sicht ökono-
mischer Effizienz öffentliche Förderungen 
auf die tatsächliche bzw. künftig zu er-
wartende Nachfrage sowie Marktexterna-
litäten Bezug nehmen sowie auf dynami-
sche Marktentwicklungen (wie etwa LTE). 
Im Hinblick auf die Auswirkung von öf-
fentlichen Subventionen auf den Ausbau 
hochleistungsfähiger FTTx-Breitbandnet-
ze sowie die damit verbundenen Exter-
nalitäten gibt es jedoch bislang nur weni-
ge empirisch belastbare Belege. Die künf-
tigen Nutzenpotenziale bilden nach wie 
vor vielmehr eine Prämisse auf Basis von 
den Erfahrungswerten mit den Vorgänger-
technologien. Diese Tatsache wiegt dabei 
umso schwerer, je ambitionierter und um-
fangreicher öffentliche Fördermaßnahmen 
ausgestaltet sind. Um Fördermaßnahmen 
effizient auszugestalten, wären darüber 
hinaus auch Kenntnisse zur spezifischen 
Auswirkung auf Innovationen, Produktivi-
tät und Beschäftigung notwendig, die zu-
dem nach wesentlichen Bereichen zu dif-
ferenzieren sind: Zu denken wäre hier etwa 
an die Unterscheidungen (i) nach festnetz-
gebundenen und drahtlosen Netzwerken 
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(Mobilfunk), (ii) nach den Konsumenten-
gruppen (Haushalte, Wirtschaft, Industrie 
4.0), (iii) nach den mikro- und makroöko-
nomischen Auswirkungen sowie (iv) nach 
Finanzierungsmodellen. Der Überblick in 
Tabelle 2 legt hingegen nahe, dass sich die 
meisten nationalstaatlichen Breitbandför-
derprogamme innerhalb der EU deutlich 
an den normativen Vorgaben der DAE ori-
entieren bzw. diese bereits im Jahr 2010 
festgelegten Ziele in den nationalen Maß-
nahmenplänen tendenziell noch überbo-
ten werden.

2.2.2  E-Government

Befunde
Der Nationale Normenkontrollrat 

kommt zum Schluss, dass die Bürokratie-
kosten in Deutschland im Zeitraum 2006 
bis 2012 um 12 Milliarden Euro gesenkt 
werden konnten, wobei die Hälfte die-
ser Kostensenkung auf E-Government zu-
rückgeht. Beispielsweise wurden 4 Milli-
arden Euro durch Erleichterung bei elek-
tronischer Rechnungstellung eingespart, 
750 Millionen Euro durch elektronische 
Beitragsverfahren der Sozialversicherung, 
und 240 Millionen Euro durch die elektro-
nische Lohnsteuerkarte.16 Der Normenkon-
trollrat rechnete außerdem vor dem Hinter-
grund des deutschen E-Government-Ge-
setzes (EGovG)17 mit jährlichen Einspa-
rungen von 35 Millionen Euro beim Bürger, 
208 Millionen Euro bei der Wirtschaft und 
930 Millionen Euro bei der Verwaltung.18 
Aus Unternehmensperspektive können Ef-
fizienzgewinne durch E-Government Res-
sourcen freisetzen, die beispielsweise in 
die Umsetzung von Digitalisierungs- oder 
Innovationsprojekten fließen. 

Laut den aktuellsten Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes kommunizie-
ren rund 77 Prozent der Unternehmen in 
Deutschland über das Internet mit Institu-

16  Siehe http://www.nContent/DE/Newsletter/2015/ 
02_2015/2015-05-18_newsletter-nkr/7.1_download_
bt-ausschuss-folien.pdf, abgerufen am 29.01.2016.
17  Seit dem 1. August 2013 bildet in Deutschland das 
EGovG den rechtlichen Rahmen zur Digitalisierung der Ver-
waltung, die durch das Regierungsprogramm Digitale Ver-
waltung 2020 vom 17.09.2014 umgesetzt wird.
18  Siehe http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/131/ 
1713139.pdf, abgerufen am 29.01.2016.

tionen der öffentlichen Verwaltung (einge-
schlossen sind Behörden auf lokaler, regi-
onaler und nationaler Ebene sowie öffent-
liche Einrichtungen der Sozialversicherung 
und des Gesundheitswesens, z. B. Kran-
kenkassen) (Abbildung 23). Während in 
technologieaffinen Dienstleistungsbran-
chen überdurchschnittlich viele Unterneh-
men sogenannte E-Government-Angebo-
te annehmen (Anteile von über 90 Pro-
zent), nutzen in traditionellen Branchen 
wie dem Gastgewerbe lediglich 68 Pro-
zent der Unternehmen das Internet als 
Mittel zur Kommunikation mit der öffent-
lichen Verwaltung.

Mit einem Anteil von 95 Prozent kom-
munizieren nahezu alle großen Unterneh-
men ab 250 Beschäftigten über das Inter-
net mit der öffentlichen Verwaltung (Abbil-
dung 24). Dieser Anteil sinkt allerdings mit 
abnehmender Unternehmensgröße, bleibt 
jedoch mit einem Anteil von rund 76 Pro-
zent bei den Kleinstunternehmen mit weni-
ger als 10 Beschäftigten noch relativ hoch.

Diese auf den ersten Blick sehr erfreu-
lichen Zahlen, wenn es um die elektroni-

sche Zusammenarbeit zwischen dem Staat 
und der Privatwirtschaft geht, lassen aller-
dings keinerlei Rückschluss auf den Grad 
der Nutzungsintensität zu, da bereits ein 
einmaliger Formulardownload als Inan-
spruchnahme von E-Government-Angebo-
ten erfasst wird.

Eine eher geringe Verbreitung von spe-
zifischen E-Government-Angeboten in 
Deutschland zeigt sich hingegen beispiel-
haft anhand der aktuellen Nutzerzahlen 
von De-Mail, einer rechtsverbindlichen 
E-Mail, die als Schriftformersatz dienen 
soll. So verfügen laut einer im Juli 2015 
veröffentlichten Stellungnahme der Bun-
desregierung lediglich „einige zehntau-
send Mittelstandskunden und ca. 1000 
De-Mail-Großkunden aus Wirtschaft und 
Verwaltung“ über ein authentifiziertes De-
Mail-Konto, während bezüglich der tat-
sächlichen Nutzung überhaupt keine Sta-
tistiken vorliegen (Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland, 2015).

Das deutsche E-Government-Gesetz be-
schränkt sich jedoch in weiten Teilen, wie 
beispielsweise im Falle der De-Mail, auf 
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Abbildung 23: E-Government nach Branchen

Lesehilfe: 68 Prozent der deutschen Unternehmen im Gastgewerbe kommunizieren mit der öffentlichen Verwaltung über  
das Internet.� Quelle: Statistisches Bundesamt 2013. Werte beziehen sich auf das Vorjahr.
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Behörden des Bundes und überlässt den 
Bundesländern die mögliche Umsetzung 
der nur für Bundesbehörden geltenden Re-
gelungen. Der digitale Behördenkontakt 
auf Länder- und Kommunenebene ist so-
mit abhängig von der jeweiligen E-Govern- 
ment-Strategie der entsprechenden Ver-
waltungsebene. Bisher ist lediglich in zwei 
Bundesländern (Sachsen, Schleswig-Hol-
stein) ein E-Government-Gesetz in Kraft 
und in neun Bundesländern (Baden-Würt-

temberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, 
 Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-West- 
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland) ein Ge-
setzesentwurf in unterschiedlichen Ent-
wicklungsstadien, während in den restli-
chen Bundesländern allenfalls E-Govern-
ment-Strategien oder Anpassungen am Ver-
waltungsverfahrensgesetz bestehen.19

19  Stand der eigenen Recherche: November 2015.

Die E-Government-Landkarte des IT-Pla-
nungsrats20 gibt, neben 32 Projekten des 
Bundes, 344 Projekte auf Länder- bzw. 
Kommunalebene an. Hierbei handelt es 
sich jedoch häufig um „Leuchtturmpro-
jekte“, die wenig zur Abdeckung von E-Go-
vernment-Angeboten in der Fläche beitra-
gen (Fromm et al., 2015). So verfügt einer 
aktuellen Untersuchung zufolge die Hälf-
te der Kommunen maximal über zwei On-
line-Dienste (Fromm et al., 2015).

Im internationalen Vergleich ist die Nut-
zung von allgemeinen E-Government-An-
geboten in deutschen Unternehmen un-
terdurchschnittlich. Lediglich 66 Prozent 
der Unternehmen in Deutschland haben 
im Jahr 2013 Formulare von Websites der 
öffentlichen Verwaltung heruntergeladen 
und nur ein Anteil von 61 Prozent hat aus-
gefüllte Formulare elektronisch zurückge-
sendet (Abbildung 25). Im Gegensatz dazu 
liegen die Nutzerraten in Frankreich, Groß-
britannien und den skandinavischen Län-
dern wie Finnland und Schweden jeweils 
bei über 80 Prozent.

Für konkrete E-Government-Angebote 
zeigt sich im Ländervergleich ebenfalls ei-
ne unterdurchschnittliche Nutzung solcher 
Angebote durch deutsche Unternehmen. 
46 Prozent der Unternehmen in Deutsch-
land wickeln ihre Umsatzsteuererklärung 
vollständig elektronisch ab, während die 
Anteile in Frankreich und Großbritannien 
bei über 80 Prozent liegen (Abbildung 26). 
Ebenso befinden sich deutsche Unterneh-
men bei der Verwendung von elektroni-
schen Auftragsvergabesystemen der öffent-
lichen Verwaltung im Inland mit einer Nut-
zungsrate von 7 Prozent deutlich hinter Län-
dern wie Frankreich und Schweden zurück.

Im UN E-Government Development In-
dex (2014), der die Bereitstellung von 
Online-Diensten, die Telekommunikati-
onskonnektivität und das Humankapital 
des jeweiligen Landes erfasst, schneidet 
Deutschland im globalen Ländervergleich 
mit einem Wert von 0,79 überdurchschnitt-
lich ab, weist aber mit Rang 21 einen deut-
lichen Abstand zur Spitzengruppe, die aus 
Südkorea, Australien, Singapur und Frank-
reich besteht, auf.

20  Siehe https://www.e-government-landkarte.de/vor-
haben-finden, abgerufen am 29.01.2016.
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Abbildung 24: E-Government nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: 95 Prozent der deutschen Unternehmen ab 250 Beschäftigten kommunizieren mit der öffentlichen Verwaltung 
über das Internet.� Quelle: Statistisches Bundesamt 2013. Werte beziehen sich auf das Vorjahr.
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Lesehilfe: 66 Prozent der deutschen Unternehmen laden Formulare von Websites der öffentlichen Verwaltung herunter.  
87 Prozent der französischen Unternehmen senden ausgefüllte Formulare elektronisch zurück. 
Quelle: Eurostat 2013. Werte beziehen sich auf das Vorjahr. Unternehmen mit mehr als 10 Beschäftigten und ohne Finanzsektor.
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Ebenfalls nur im oberen Mittelfeld be-
wegt sich Deutschland im aktuellen eu-
ropäischen eGovernment Benchmark der 
EU-Kommission (2015), wenngleich sich 
der Abstand zu führenden Ländern wie Est-
land in den letzten Jahren verringert hat. 
Beispielsweise befindet sich Deutschland 
bei Online-Angeboten für Unternehmens-
gründungen inzwischen deutlich über dem 
EU-Durchschnitt. So gehört Deutschland 
zur Gruppe mit geringer Verbreitung von 
E-Government-Angeboten aber einem ho-
hen Digitalisierungsgrad, jedoch beste-
hen Schwierigkeiten in der Koordination 
von E-Government-Angeboten zwischen 
den einzelnen Verwaltungsebenen. Über-
einstimmend dazu stellte auch der natio-
nale Normenkontrollrat fest, dass eine Ko-
ordinierung von Ideen und Ressourcen be-
züglich E-Government – über Ressortgren-
zen und Verwaltungsebenen hinweg – nicht 
erkennbar ist.21

21  Siehe http://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/
NKR/Content/DE/Newsletter/2015/02_2015/2015-05-18 
_newsletter-nkr/7_bt-ausschuss_digitales.html, abgeru-
fen am 29.01.2016.

Mögliche Maßnahmen
Abgesehen von dem ohnehin man-

gelnden Umfang an E-Government-Ange-
boten, sollten mögliche Maßnahmen, in 
Einklang mit den Handlungsempfehlun-
gen von Fromm et al. (2015), zum einen 
dort ansetzen, wo unattraktive Angebo-
te und geringe Nutzung zusammentref-
fen, und zum anderen zu einer besseren 
Koordination zwischen den Verwaltungs-
ebenen führen. Laut einer Studie des na-
tionalen E-Government Kompetenzzent-
rums (NEGZ) sei E-Government demnach 
im Idealfall nahtlos, nutzerorientiert, ver-
trauenswürdig und offen, wodurch emp-
fohlene Maßnahmen wie beispielsweise 
zentralisierte Portallösungen, zielgruppen-
angemessene Werbemaßnahmen, rechtli-
che Rahmenbedingungen und transparen-
te Datenverarbeitung hervorgehen (NEGZ, 
2014). Die zum 18.03.2015 vom IT-Pla-
nungsrat einberufene Arbeitsgruppe „At-
traktivität des E-Government“ schlägt, ba-
sierend auf den Akzeptanz-Kriterien Nut-
zen, Zugang, Benutzbarkeit und Verbind-
lichkeit, zehn priorisierte Maßnahmen vor 
(IT-Planungsrat, 2015). Diese reichen vom 
erleichterten Einsatz der eID-Funktion des 
Personalausweises über die Zugangser-

öffnung für De-Mail bis hin zur Vereinheit-
lichung von Serviceportalen. Beispielhaft 
ist als Maßnahme zu nennen, dass im Rah-
men des deutschen E-Government-Geset-
zes Bundesbehörden verpflichtet sind bis 
zum 24.03.2016 einen Zugang für De-Mail 
zu eröffnen. Ferner sieht das deutsche 
EGovG ein Normenscreening vor, das über-
prüft, für welche verwaltungsrechtlichen 
Rechtsvorschriften des Bundes auf die An-
ordnung der Schriftform bzw. das persön-
liche Erscheinen zugunsten einer elekt-
ronischen Identifizierung verzichtet wer-
den kann. Ein Ergebnisbericht, der auf ei-
ner am 18.09.2015 beendeten Konsultati-
on aller Beteiligten basiert, wird bis Mitte 
2016 erwartet und durch die parallele Er-
arbeitung eines Änderungsgesetzes flan-
kiert werden.22 Dies sollte weiteren Anlass 
geben, E-Government auch als Thema auf 
Länder- und Kommunalebene zu etablie-
ren und eine entsprechende Umsetzung 
anzustreben. 

Auf europäischer Ebene fand im Rah-
men der Agenda für den digitalen Binnen-
markt vom 30.10.2015 bis 22.01.2016 
eine öffentliche Konsultation zum E-Go-
vernment statt, die insbesondere den 
neuen E-Government-Aktionsplan 2016-
2020 thematisierte. Entsprechende Akti-
onen sollen in der ersten Jahreshälfte von 
2016 entwickelt werden.23 Der Abschluss 
der Trilog-Verhandlungen zwischen Euro-
päischer Kommission, Rat und Parlament 
über die europäische Datenschutzgrund-
verordnung bietet überdies die Möglich-
keit, Vertrauen hinsichtlich der Datensi-
cherheit zu schaffen. Hierdurch begüns-
tigt die EU-Agenda für den digitalen Bin-
nenmarkt grenzüberschreitende E-Gover-
nment-Angebote, an welchen es laut ak-
tuellem eGovernment Benchmark mangelt 
(EU-Kommission, 2015). So fehle die euro-
päische Perspektive in nationalen E-Gover-
nment-Strategien, die insbesondere den 
Unternehmen zu Gute kommen würden, 
die den europäischen Binnenmarkt er-
schließen möchten.

22  Siehe http://www.verwaltung-innovativ.de/DE/E_Gover-
nment/Digitale_Erklaerungen/digitale_erklaerungen_node.
html, abgerufen am 29.01.2016.
23  Siehe https://ec.europa.eu/digital-agenda/en/news/
egovernment-action-plan-2016-2020-public-consultati-
on-faq, abgerufen am 29.01.2016.
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Abbildung 26: E-Government-Angebote im internationalen Vergleich

Lesehilfe: 83 Prozent der Firmen aus Frankreich wickeln ihre Umsatzsteuererklärung vollständig elektronisch ab. 7 Prozent der 
deutschen Unternehmen nutzen ein elektronisches Auftragsvergabesystem der öffentlichen Verwaltung im Inland. 
Quelle: Eurostat 2013. Werte beziehen sich auf das Vorjahr. Unternehmen mit mehr als 10 Beschäftigten und ohne Finanzsektor.
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2.2.3  �IT-Fachkräfte und  
IT-Kompetenzen

Befunde
Seit Jahren beklagen verschiedene Ak-

teure der Wirtschaft den Mangel an qua-
lifizierten IT-Fachkräften in Deutschland. 
Beispielsweise spricht der BITKOM von 
43.000 fehlenden IT-Experten innerhalb 
und außerhalb der IKT-Branche.24 

Zwar zeigen Befunde der Bundesagentur 
für Arbeit (2015), dass kein flächendecken-
der Mangel an IT-Fachkräften in Deutsch-
land erkennbar ist, jedoch sind regionale 
Engpässe bei hochqualifizierten IT-Exper-
ten25 überwiegend im Süden und Westen 
Deutschlands festzustellen. Die zum 30. Ju-
ni 2014 von der Bundesagentur für Arbeit 
ausgewiesenen 659.000 sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten IT-Fachleute 
entsprechen einem Zuwachs von vier Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr und zeigen ei-
ne Durchdringung in alle Wirtschaftsberei-
che, insbesondere jedoch hinsichtlich der 
Erbringung von Dienstleistungen der Infor-
mationstechnologie. Ferner ist die Berufs-
gruppe der IT-Fachleute mit neun von zehn 
Beschäftigten, die jünger sind als 55 relativ 
jung, weshalb der durch Ruhestandseintrit-
te bedingte Ersatzbedarf im Vergleich zu an-
deren Berufsgruppen geringer ist (Bundes-
agentur für Arbeit, 2015).

Wie aktuelle Zahlen des Statistischen 
Bundesamts (2015) zeigen, beschäftigen 
durchschnittlich 21 Prozent der Unterneh-
men mit mindestens 10 Beschäftigten in 
Deutschland eigene IT-Fachkräfte, in grö-
ßeren Unternehmen mit mindestens 250 
Beschäftigten sind es 82 Prozent (Abbil-
dung 27). Unter diesen größeren Unter-
nehmen stellten im Jahr 2014 wiederum 
44 Prozent IT-Fachkräfte ein oder strebten 
es an welche einzustellen (Abbildung 28). 
Von den Unternehmen, die IT-Fachkräfte im 
Jahr 2014 einstellten oder dies erstrebten, 
hat knapp die Hälfte Probleme, freie Stel-
len mit geeigneten Kandidaten zu besetzen 

24  Siehe https://www.bitkom.org/Presse/Presseinfor-
mation/43000-offene-Stellen-fuer-IT-Spezialisten.html, 
abgerufen am 29.01.2016. 
25  Als IT-Experten werden Informatiker und Softwareent-
wickler mit mindestens vierjährigem Informatikstudium 
oder vergleichbarer Qualifikation bezeichnet. Hier stehen 
bezogen auf das Bundesgebiet rechnerisch 100 bei der 
Bundesagentur für Arbeit gemeldeten offenen Arbeitsstel-
len lediglich 103 arbeitslose IT-Experten gegenüber.

(Abbildung 29). Im Ländervergleich befin-
det sich Deutschland mit einem IKT-Fach-
kräfteanteil von rund 3,7 Prozent an der Ge-
samtbeschäftigung im europäischen Durch-
schnitt. An vorderer Stelle liegen hier insbe-
sondere die skandinavischen Länder Finn-
land (6,7 Prozent) und Schweden (6,0 Pro-
zent), gefolgt von den Niederlanden (5,0 
Prozent) und Großbritannien (4,9 Prozent) 
mit überdurchschnittlich hohen Anteilen 
von IKT-Fachkräften (Abbildung 30).

Überdurchschnittlich viele Erwerbstäti-
ge in Deutschland verfügen über gute Com-
puterkenntnisse. Insgesamt 78 Prozent 
der Erwerbsbevölkerung und damit rund 
zehn Prozentpunkte mehr als im EU-Durch-
schnitt, verfügen über grundlegende oder 
fortgeschrittene Computerkenntnisse (Ab-
bildung 31).

Um künftige Entwicklungen hinsicht-
lich des Mangels an IT-Fachkräften abse-
hen zu können, lohnt ein Blick auf die An-
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Abbildung 27: Beschäftigung eigener IT-Fachkräfte nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: 82 Prozent der Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten beschäftigen eigene IT-Fachkräfte. 
� Quelle: Statistisches Bundesamt 2015. Unternehmen mit mehr als 10 Beschäftigten.
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Abbildung 28: Einstellung von IT-Fachkräften nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: 44 Prozent der Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten in Deutschland stellten im Jahr 2014 IT-Fachkräfte 
ein oder strebten die Einstellung von IT-Fachkräften an.�  
Quelle: Statistisches Bundesamt 2015. Unternehmen mit mehr als 10 Beschäftigten.
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Abbildung 29: Besetzung von freien Stellen für IT-Fachkräfte nach Unternehmensgröße 

Lesehilfe: 46 Prozent aller Unternehmen, die IT-Fachkräfte im Jahr 2014 eingestellt haben oder angestrebt haben welche 
einzustellen, hatten Schwierigkeiten, freie Stellen für IT-Fachkräfte zu besetzen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2015. * Unternehmen, die IT-Fachkräfte im Jahr 2014 einstellten oder erstrebten 
einzustellen, mit mehr als 10 Beschäftigten.
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zahl an neuen Studierenden und Auszu-
bildenden in den relevanten Bereichen. 
Es zeigt sich, dass die Studienanfänger-
zahlen im Fach Informatik einem Aufwärts-
trend folgen (Abbildung 32). Zudem ist 
die Studienanfängerquote auch im Be-
reich der MINT-Fächer 26 ansteigend (Ab-

26 MINT umfasst die Fächer Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaft und Technik.

bildung 33). Während sich mittlerweile 40 
Prozent aller Studierenden für einen Stu-
diengang der Fächergruppe Ingenieurwis-
senschaften bzw. Mathematik/Naturwis-
senschaften entscheiden, waren es im Jahr 
2000 noch sechs Prozentpunkte weniger.27 

27  Siehe http://www.komm-mach-mint.de/MINT-News/ 
2015-Zahl-der-Studienanfaenger_innen-steigt-weiter, 
abgerufen am 29.01.2016. 

Ebenfalls eher positiv entwickelt sich die 
Anzahl der abgeschlossenen Verträge für 
den Ausbildungsberuf des Fachinformati-
kers (Abbildung 34).

Für Unternehmen, die Rechenleistun-
gen oder Softwaredienste in die Cloud 
auslagern, dürfte der Bedarf an eigenen 
IT-Fachkräften eher abnehmen. So zeigt 
empirische Evidenz für deutsche Unter-
nehmen, dass IT-Outsourcing signifikant 
negativ mit der Beschäftigung eigener 
IT-Fachkräfte korreliert (siehe Bertschek 
und Erdsiek, 2012). 

Wenngleich die Studierendenzahlen 
in den MINT-Fächern sowie die Zahl der 
Auszubildenden in der Fachinformatik in 
den letzten Jahren angestiegen sind, wä-
re es recht kurzfristig, nur auf die Ausbil-
dung von Fachkräften zu setzen. Aufgrund 
der rasanten technologischen Entwicklun-
gen veraltet IKT-Wissen recht schnell. Des-
halb sind gerade auch Unternehmen ge-
fordert, nicht nur ihre IT-Fachkräfte regel-
mäßig weiterzubilden, sondern auch die 
anderen Beschäftigten in IT-Kompeten-
zen zu qualifizieren. Wie die aktuelle ZEW 
IKT-Umfrage zeigt, besteht eine große Dis-
krepanz zwischen dem Angebot an IT-Wei-
terbildung durch Unternehmen und der Be-
teiligung an IT-Weiterbildungsmaßnahmen 
durch deren Beschäftigte. So bieten bei-
spielsweise 44 Prozent der Unternehmen 
ihren Beschäftigten IT-spezifische Weiter-
bildung an, aber lediglich 13 Prozent der 
Beschäftigten beteiligen sich an entspre-
chenden Weiterbildungsmaßnahmen (Ab-
bildung 35). Die jeweiligen Anteile neh-
men jeweils mit der Unternehmensgröße 
zu (Abbildung 36). 

Nicht verwunderlich ist die Tatsache, 
dass IT-Weiterbildung von gut über 40 Pro-
zent der Beschäftigten in der Branche IT 
und Telekommunikation in Anspruch ge-
nommen wird. An zweiter Stelle folgen, 
mit einem deutlichen Abstand von 23 Pro-
zentpunkten, die technischen Dienstleis-
ter. Viele Branchen des Verarbeitenden Ge-
werbes erreichen bisher, trotz zum Teil am-
bitionierter Ziele auf dem Gebiet Industrie 
4.0, Anteile der Beschäftigten mit Teilnah-
me an IT-Weiterbildung im lediglich einstel-
ligen Prozentbereich.

Aus der aktuellen ZEW-Konjunkturum-
frage im Wirtschaftszweig Informations-
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Abbildung 30: Anteil der Beschäftigten, die IKT-Fachkräfte sind, im Ländervergleich

Lesehilfe: 6 Prozent der Beschäftigten in Schweden sind IKT-Fachkräfte. � Quelle: Eurostat 2014
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Abbildung 31: IT-Kompetenzen der Erwerbsbevölkerung im Ländervergleich

Lesehilfe: In Deutschland verfügen 78 Prozent der Erwerbsbevölkerung über grundlegende oder fortgeschrittene 
Computerkenntnisse.� Quelle: Europäische Kommission 2014
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wirtschaft vom Oktober 2015 folgt, dass 
63 Prozent der Unternehmen aus den 
Branchen IKT, Medien und wissensinten-
sive Dienstleistungen IT-spezifische Fort-
bildungsmaßnahmen für ihre Mitarbeiter 
anbieten.

So wie Branchen im Zuge der Digitali-
sierung stärker miteinander kooperieren 
oder gar verschmelzen, verändern sich 
auch die Anforderungen an die Qualifika-
tionsprofile der Beschäftigten. Ein Inge-
nieur oder auch Produktionsarbeiter wird 
künftig nicht nur im Umgang mit Maschi-
nen geübt sein müssen, sondern auch im 
Umgang mit Software, mit der Analyse von 
Daten und mit der Interpretation von Ana-
lyseergebnissen, auch wenn sich einige 
seiner Tätigkeiten automatisieren lassen 
(siehe z.B. Hirsch-Kreinsen, 2015). Tätig-
keits- und Qualifikationsprofile werden 
folglich komplexer und so werden auch 
die Übergänge zwischen Fachdisziplinen 
in Zukunft fließender werden. 

Immer wieder wird in der Öffentlich-
keit darüber diskutiert, ob an den Schu-
len der Vermittlung von IKT-Kompetenzen 
eine höhere Bedeutung beigemessen wer-
den sollte. Die im Jahr 2013 durchgeführ-
te International Computer and Informati-
on Literacy Study (ICILS) untersucht, ver-
gleichbar der PISA-Studie, die „Compu-
terkompetenz“ von Achtklässlern. Deut-
sche Schüler liegen demnach hinsichtlich 
ihrer IKT-Kompetenzen im Mittelfeld der 
untersuchten Länder, die IKT-Ausstattung 
der deutschen Schulen ist durchschnittlich 
und die Fortbildung der Lehrer im Bereich 
IKT weit unterdurchschnittlich. Bei der Nut-
zung von Computern für den Unterricht ist 
Deutschland sogar Schlusslicht (European 
Commission, 2014). In eine ähnliche Rich-
tung zeigen die Ergebnisse der PISA-Studie 
von 2012 (OECD, 2015b). Demnach befin-
det sich Deutschland im OECD-Länderver-
gleich mit einem Schüler-Computer-Ver-
hältnis von 4,2 zu 1 auf Platz 28 von 34. Al-
lerdings ist in Ländern, die in die IKT-Aus-
stattung ihrer Schulen investiert haben, 
keine Verbesserung der Leistungsfähig-
keit in den klassischen Disziplinen wie Le-
sekompetenz, Mathematik oder Naturwis-
senschaften erkennbar. Die Quantität der 
IKT-Ausstattung allein ist nicht ausschlag-
gebend für die Verbesserung der IKT-Kom-
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Abbildung 34: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge für den Ausbildungsberuf  
Informatiker/in Deutschland

Lesehilfe: Im Jahr 2014 wurden in Deutschland insgesamt 10.713 Ausbildungsverträge für den Ausbildungsberuf 
Fachinformatiker/in neu abgeschlossen.� Quelle: Statistisches Bundesamt 2015 
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Abbildung 32: Studierende im Fach Informatik in Deutschland

Lesehilfe: Im Wintersemester 2014/2015 waren in Deutschland 183.116 Studierende im Fach Informatik eingeschrieben, 
davon waren 49.705 Studierende im 1. Fachsemester.� Quelle: Statistisches Bundesamt 2015
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Abbildung 33: Studierende in MINT-Fächern (ohne Informatik) in Deutschland

Lesehilfe: Im Wintersemester 2014/2015 waren in Deutschland 852.725 Studierende in MINT-Fächern (ohne Informatik) 
eingeschrieben, davon waren 220.230 Studierende im 1. Fachsemester.  
Quelle: Statistisches Bundesamt 2015. MINT-Fächer beinhalten die Studiengänge der Fächergruppen „Mathematik, 
Naturwissenschaften“ und „Ingenieurwissenschaften“.
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petenzen und des Zugangs zu Wissen. 
Vielmehr kommt es auf die Medienkom-
petenz der Lehrer sowie auf das Eltern-

haus der Schüler an, das für einen verant-
wortungsvollen Umgang mit digitalen Me-
dien Verantwortung trägt. 

Je nach Bundesland wird die Ausbil-
dung in Medienkompetenz oder Informa-
tik unterschiedlich gehandhabt. Während 
in Bayern und Sachsen Informatik bereits 
Pflichtfach ist, soll in Baden-Württemberg 
ab dem Schuljahr 2017/18 Informatik als 
Pflicht- oder Aufbaukurs in der siebten 
Klasse unterrichtet werden28. In anderen 
Bundesländern ist Informatik weitgehend 
noch Wahlfach.

Mögliche Maßnahmen
Um junge Menschen für eine Ausbil-

dung oder ein Studium in den MINT-Fä-
chern zu begeistern, stellt die Veranke-
rung des Fachs Informatik in die schulische 
Ausbildung eine wichtige Komponente dar. 
Entscheidend ist, dass diese mit entspre-
chender Ausbildung des Lehrpersonals 
Hand in Hand geht. Auch kann die syste-
matische Einbindung von Praktikern in den 
Schulunterricht interessant sein. Dies er-
laubt es, über Berufsbilder möglichst kon-
kret zu informieren. 

Aufgrund der Veränderung von Tätigkei-
ten innerhalb von Berufen ist auch über 
differenziertere Ausbildungs- und Studi-
enangebote nachzudenken, die eine fle-
xible Auswahl an Kursen erlaubt. Ergän-
zend sollte die Entwicklung neuer Berufe 
oder neuer Tätigkeitsprofile bestehender 
Berufe bedacht werden, so wie der Beruf 
des Mechatronikers oder des Fachinforma-
tikers aus der letzten Digitalisierungspha-
se hervorgegangen ist. 

Investitionen sollten nicht nur in die 
Ausbildung von Fachkräften fließen. Viel-
mehr gilt es, IKT-Kompetenzen generell im-
mer wieder weiter zu entwickeln. Dies kann 
in Form von Weiterbildung und Unterricht 
zum Umgang mit digitalen Medien, zum 
Schutz der Privatsphäre sowie zur Selbst-
disziplin bezüglich der Nutzung mobiler 
Endgeräte und digitaler Inhalte erfolgen. 
Geeignetes Lehrpersonal ist hierbei eben-
falls essenziell, insbesondere wenn es um 
den Unterricht an Schulen geht. 

28  Siehe z.B. Stuttgarter Zeitung vom 22. 12. 2015, http:// 
www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.mehr-medienbildung- 
land-erweitert-informatik-an-schulen.b406eacc-33c4-446c-
84bb-e2781bc24d0e.html, abgerufen am 29.01.2016.
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Abbildung 36: IT-Weiterbildung nach Unternehmensgröße

Lesehilfe: 92 Prozent der großen Unternehmen ab 500 Beschäftigten bieten ihren Beschäftigten IT-spezifische Weiterbildun-
gen an. 9 Prozent der Beschäftigten in Kleinunternehmen mit fünf bis 19 Beschäftigten nehmen an IT-spezifischen Weiterbil-
dungen teil.� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015
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Abbildung 35: IT-Weiterbildung nach Branchen

Lesehilfe: 53 Prozent der Unternehmen im Maschinenbau bieten ihren Beschäftigten IT-spezifische Weiterbildungen an. 18 Pro-
zent der Beschäftigten im Fahrzeugbau nehmen an IT-spezifischen Weiterbildungen teil.� Quelle: ZEW IKT-Umfrage 2015
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5.  Anhang

Tabelle 2: Öffentliche Fördermaßnahmen für den Ausbau von NGA-Netzen

Land Zeitraum Abdeckungsziel Geschwindigkeit Öffentliche Mittel

Österreich* 2012 – 2020 99% der Haushalte  
(70% bis 2018) 100 Mbit/s 41 Mio. Euro

Bulgarien 2013 – 2020 100% der Haushalte  
(50% mit 100 Mbit/s) 30 Mbit/s 20 Mio. Euro, davon 85% aus ERDF Mitteln bis 2015; zusätzlich 1 Mrd. Euro  

aus Frequenzauktionen für ländliche Gebiete

Deutschland* 2009 – 2018 100% der Haushalte  
(75% bis 2014) 50 Mbit/s

600 Mio. Euro Rahmenregelung Leerrohre, 150 Mio. Euro Breitbandstrategie 
2009, 50 Mio. Euro zwischen 20082009 durch GAK; 2,7 Mrd. Bundesförderung; 
insg. 3,397 Mrd. Euro in Genehmigungen der Europäischen Kommission 

Dänemark 2013 – 2020 100% der Haushalte
100 Mbit/s 
Download,  
30 Mbit/s Upload

8 Mio. Euro in Bornholm

Estland 2010 – 2020 100% der Haushalte
30 Mbit/s (100 
Mbit/s für 60% 
aller Verträge)

24,93 Mio. Euro, teils aus ERDF und EAFRD Mitteln, für ein MiddleMile  
Backhaul Netzwerk

Spanien* 2008 – 2020 50% der Haushalte 100 Mbit/s 1,369 Mrd. Euro, teils als öffentliche Kredite

Finnland 2008 – 2015 99% der Haushalte 100 Mbit/s 132 Mio. Euro

Frankreich 2009 – 2022 100% der Haushalte  
(50% bis 2017) 100 Mbit/s 6,559 Mrd. Euro, davon teils öffentliche Kredite und Steuerabzüge

Griechenland* 2012 – 2018 50% der Haushalte 100 Mbit/s 325 Mio. Euro

Irland 2012 – 2015 100% der Haushalte (70% mit 40 
Mbit/s, 50% mit 70100 Mbit/s) 30 Mbit/s 175 Mio. Euro

Italien* 2011 – 2020 100% der Haushalte 30 Mbit/s 3,971 Mrd. Euro

Luxemburg 2010 – 2020
100% der Haushalte (100% mit 
100 Mbit/s und 50% mit 1000 
Mbit/s bis 2015)

1000 Mbit/s 
Download,  
500 Mbit/s Upload

Investitionen durch das öffentliche Unternehmen Post Luxemburg

Niederlande 2011 – 2020 50% der Haushalte 100 Mbit/s 51,5 Mio. Euro für städtische Glasfaser Projekte

Portugal* 2010 – 2020 100% der Haushalte (50% der 
Haushalte mit 100 Mbit/s) 30 Mbit/s 106,2 Mio. Euro über 4 Jahre, davon 103,2 Mio. Euro aus Mitteln des ERDF  

und EAFRD

Schweden* 2010 – 2020 90% der Haushalte  
(55% bis 2013) 100 Mbit/s 136,4 Mio. Euro, davon 64,4 Mio. Euro aus Mitteln des EAFRD für das Rural 

Development Programme; zusätzlich ca. 38 Mio. für eine Region

Großbritannien 2010 – 2017 95% der Haushalte
>24 Mbit/s (2015: 
100 Mbit/s bis  
an alle „UK 
premises“)

ca. 654 Mio. Euro bis 2014 für ländliche Gebiete; insgesamt 1,8 Mrd. EUR  
bis 2017, inklusive Mittel aus ERDF/EAFRD

Norwegen 2013 – 2020 100% der Haushalte
N/A („gute, 
grundlegende 
Qualität“)

Von 2006 bis 2012 rund 124 Mio. Euro, 16 Mio. Euro in 2012, 18 Mio. Euro  
jährlich bis das Ziel erreicht ist. 2 Mio. Euro für das Høykom Projekt in 2011

Australien 2009 – 2017 90% der Haushalte 100 Mbit/s 14,5 Mrd. Euro an öffentlichen Mitteln für eine PPP zum Ausbau des FTTP - Netzes

Neuseeland 2009 – 2019 75% der Haushalte, sowie 90% 
der ländlichen Gebiete 100 Mbit/s ca. 678 Mio. Euro

USA* 2009 – 2020 100 Millionen Haushalte
100 Mbit/s 
Download,  
50 Mbit/s Upload

ca. 5,9 Mrd. Euro aus dem American Recovery and Reinvestment Act zum Ausbau  
in ländlichen Gebieten

Kanada* 2009 – 2012 N/A N/A ca. 142 Mio. Euro als Teil des Economic Action Plan zum Ausbau des Netzes  
in ländlichen Gebieten

Japan 2004 – 2010 100% der Bevölkerung 100 Mbit/s ca. 10,676 Mrd. Euro

Südkorea 1995 – 2012 90% der Haushalte 100 Mbit/s ca. 1,5 Mrd. Euro

* Anmerkungen: Die angegebenen öffentlichen Mittel Österreichs beziehen sich nicht ausschließlich auf FTTx-Maßnahmen. Zum Teil beziehen sich die öffentlichen Mittel Deutsch-
lands für FTTx-Maßnahmen auch auf grundlegenden Breitbandausbau. Die öffentlichen Mittel für Spanien beziehen sich nicht ausschließlich auf den nationalen Breitbandplan, son-
dern schließen regionale Fördermaßnahmen ein, auf welche sich auch das Startjahr des Zeitraums bezieht. Die öffentlichen Mittel für Griechenland beziehen sich zum Teil auf länd-
liche Fördermaßnahmen im Rahmen des European Economic Recovery Plans. Die angegebenen öffentlichen Mittel Italiens beinhalten teils private Investitionen, die erzielt werden 
sollen, und beziehen sich auch auf grundlegende Breitbandmaßnahmen. Das Startjahr des Zeitraums für Portugal bezieht sich auf erste regionale Fördermaßnahmen, nicht auf den 
nationalen Breitbandplan. Die öffentlichen Mittel Schwedens des Rural Development Programmes beziehen sich teils auf grundlegenden Breitbandausbau. Für sowohl die USA als 
auch Kanada beziehen sich die Fördermaßnahmen auf den Ausbau von FTTx und Breitband. Das Ziel von 100 Mbit/s für 100 Millionen Haushalte der USA bezieht sich auf den Na-
tional Broadband Plan, welcher keine Fördermittel für diese Geschwindigkeiten beinhaltet. 
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